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Die Bedeutung der natürlichen Umwelt in den Wirtschaftswissenschaften hat in den vergan-
genen Jahren kontinuierlich zugenommen: Durch die zunehmende ökologische Knappheit 
entwickelt sie sich zu einem ökonomisch knappen und somit entscheidungsrelevanten Para-
meter. Das Forschungsprogramm der Professur für Betriebswirtschaftslehre, insb. Betriebli-
che Umweltökonomie an der Technischen Universität Dresden spiegelt sich auch im Aufbau 
der Lehre wider. So fließen die gewonnenen Erkenntnisse aus theoretischer und praktischer 
Forschung direkt in die einzelnen Lehrveranstaltungen ein. Die vorliegenden „Dresdner Bei-
träge zur Lehre der Betrieblichen Umweltökonomie“ sollen diesen Prozess der Verzahnung 
unterstützen. Inhalt der Schriftenreihe sind in erster Linie ausgewählte Diplomarbeiten der 
Professur für Betriebliche Umweltökonomie, durch die der Leser Einblick in die Arbeits-
schwerpunkte gewinnen und Transparenz über die Arbeitsinhalte erzeugt werden soll.  
Die Gestaltung der Schriftenreihe ist Frau Dipl.-Kffr. Susann Kaulich zu verdanken, in deren 
Hand die redaktionelle Arbeit, die Koordination der Autoren bzw. Herausgeber und das Lay-
out der vorliegenden Schriftenreihe lag. 
Diese Ausgabe beschäftigt sich mit dem Thema Kommunales Umweltmanagement. Die Um-
weltpolitik hat in den bundesdeutschen Kommunen im Laufe der letzten 20 Jahre eine große 
Bedeutung erlangt. Die meisten Umweltbelastungen treten auf lokaler Ebene besonders nach-
drücklich in Erscheinung, weil hier Verursacher und Betroffene von Umweltbelastungen auf 
engem Raum konzentriert sind. Gerade diese räumliche Nähe bietet Chancen für innovative 
Problemlösungen vor Ort. Umweltschutz soll deshalb als integrierte Aufgabe aufgegriffen 
werden. 
Eine Chance bietet hier das kommunale Umweltmanagement. Es wird deutlich, welche theo-
retischen Anforderungen sich aus Struktur und Entscheidungsprozeß der Kommune für ein 
kommunales Umweltmanagement ergeben. Kommunales Umweltmanagement soll bei Pla-
nung, Durchsetzung und Kontrolle der kommunalen Aktivitäten in allen Bereichen Umwelt-
schutzziele zur Vermeidung und Verminderung der Umweltbelastungen und zur Sicherung 
der Daseinsvorsorge einbeziehen. Dabei zeigt sich, dass einem kommunalen Umweltmana-
gement aufgrund der Struktur der Kommune unterschiedliche Betrachtungsweisen und damit 
auch unterschiedliche Zielsetzungen zugrunde gelegt werden. Des Weiteren wird festgelegt, 
dass sich ein kommunales Umweltmanagement gerade wegen seines strukturellen Anspruchs 
an Modernisierungsbestrebungen in der Verwaltung orientieren soll. Hierbei wird deutlich, 
dass Elemente aus dem Neuen Steuerungsmodell durchaus helfen können, den Umweltschutz 
als Querschnittsaufgabe in das Zielsystem der Kommune zu integrieren. 
Anhand der festgelegten Anforderungen werden zwei in der Praxis bereits angewandte bzw. 
untersuchte Ansätze für kommunales Umweltmanagement dargestellt und bewertet. Schließ-
lich wird der Vorschlag aufgegriffen, beide Ansätze zu verknüpfen, um sich der Forderung 
eines ganzheitlichen kommunalen Umweltmanagements anzunähern.1 
Edeltraud Günther 
                                                          
Die wissenschaftliche Fundierung der Arbeit basiert auf den Ergebnissen der gleichnamigen Diplomarbeit von 
Frau Dipl.-Kffr. I. Klauke an der TU Dresden, Professur für Betriebliche Umweltökonomie. Hochschullehrer: 
Prof. Dr. Edeltraud Günther / Betreuer: Dipl.-Kfm. Oliver Schill.  
Für den Inhalt dieses Beitrages ist selbstverständlich allein der Autor verantwortlich. 
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1 Einleitung 
1.1 Zielstellung und Struktur der Arbeit 
Die Umweltpolitik hat in den bundesdeutschen Kommunen im Laufe der letzten 20 Jah-
re eine große Bedeutung erlangt. Die meisten Umweltbelastungen - wie z. B. Luftver-
schmutzung, Lärmbelästigung, Abfälle und Abwasser, Grundwassergefährdung, Boden-
verseuchung, Landschaftszerstörung, Artenschwund oder Klimabelastung - treten auf 
lokaler Ebene besonders nachdrücklich in Erscheinung, weil hier Verursacher und Be-
troffene von Umweltbelastungen auf engem Raum konzentriert sind. Gerade diese 
räumliche Nähe bietet Chancen für innovative Problemlösungen vor Ort.1 
Dies ist auch eine wichtige Erkenntnis der UN-Konferenz für Umwelt und Entwicklung 
(UNCED) 1992 in Rio de Janeiro, die einen Wandel von Politik und Gesellschaft in 
Richtung einer nachhaltigen Entwicklung2 fordert und die kommunale Ebene aufgrund 
der Problemrelevanz vor Ort als Zentrum für eine Beeinflussung ökologischer, ökono-
mischer und sozialer Fragestellungen in Richtung Nachhaltigkeit ansieht. 
Gerade Umweltschutz soll deshalb in der Kommune verstärkt als integrierte Aufgabe 
aufgegriffen werden. In dieser Arbeit wird deutlich werden, daß ein kommunales Um-
weltmanagement diese Integration ermöglichen kann. Um eine konzeptionelle Betrach-
tung des Umweltbereiches der Kommune vornehmen zu können, müssen zuerst die in-
stitutionellen Rahmenbedingungen der Kommune geklärt werden. Damit befaßt sich das 
Kapitel 2. Die Rolle der Kommune im Umweltschutz wird im Kapitel 3 dargestellt. Aus 
diesen beiden Grundlagenkapiteln wird „kommunales Umweltmanagement“ für diese 
Arbeit definiert. Es werden Anforderungen festgelegt, die dieses kommunale Umwelt-
management zu erfüllen hat, um daran anschließend bereits angewandte Ansätze für ein 
kommunales Umweltmanagement darzustellen und auf die im definierten Begriff fest-
gelegten Anforderungen hin zu überprüfen (Kapitel 4). Die zwei Ansätze „Kommunales 
Öko-Audit“ und „Kommunale Naturhaushaltswirtschaft“ wurden ausgewählt, weil sie 
den Begriff des „Kommunalen Umweltmanagements“ - allerdings ohne einen Definiti-
onsversuch - in ihren Zielstellungen aufführen. Das Ziel dieser Arbeit soll es nicht sein, 
eine Wertung zwischen beiden vorzunehmen, sondern sie vielmehr einzuordnen nach ih-
rer Erfüllung der Anforderungen an die hier definierte Sichtweise. 
Bevor im nächsten Kapitel auf die institutionellen Rahmenbedingungen der Kommune 
eingegangen wird, soll für das Verständnis kurz der Begriff „Umweltmanagement“, so 
wie er in der Betrieblichen Umweltökonomie diskutiert wird, erläutert werden.  
                                                 
1 Vgl. HUCKE, J. (1999), S. 645; RITTER, E.-H. (1995), S. 281. 
2 Der Begriff “Nachhaltige Entwicklung” (Sustainable Development) wird folgendermaßen definiert: “Nachhaltige 
Entwicklung ermöglicht die Befriedigung von Bedürfnissen der heutigen Generationen ohne die Bedürfnisse zu-
künftiger Generationen einzuschränken.” Konferenz der Vereinten Nationen für Umwelt und Entwicklung (UN-
CED) (Hrsg.) (1987), S. 43. 
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1.2 Der Begriff „Umweltmanagement“ 
Gegenstand und Begriff des Umweltmanagements sind innerhalb der betriebswirtschaft-
lichen Diskussion noch sehr jung. Trotzdem gibt es bereits eine Vielzahl konzeptioneller 
Ansätze. Seit Ende der 70er Jahre finden sich erste umfassende betriebswirtschaftliche 
Ansätze, die das Umweltmanagement einer vertiefenden Betrachtung unterziehen. Sie 
weisen jedoch stark voneinander abweichende Schwerpunktsetzungen auf und spiegeln 
damit die Unsicherheit der Betriebswirtschaftslehre wider, wie die Auseinandersetzung 
mit diesem Problembereich generell geführt werden soll.3  
Am Anfang standen eher technokratisch geprägte Ansätze, die den Umweltschutz als 
zusätzliche Restriktion des unternehmerischen Handelns vorrangig in einzelne Funkti-
onsbereiche (hauptsächlich Produktion) einbezogen haben.4 Zu Beginn der 80er Jahre 
wurden diese erweitert durch vermehrt integrative funktionsübergreifende Ansätze des 
Umweltschutzes. Die funktionsübergreifenden Ansätze betonen den Umweltschutz als 
Unternehmenschancen, „… die durch die Verfolgung eines offensiven, marktorientier-
ten Umweltmanagements ausgenutzt werden können.“5 Sie beziehen den Umweltschutz 
in das unternehmerische Zielsystem ein und betrachten verstärkt die Außenperspektive, 
also das Umfeld des Unternehmens. Bei neueren Ausrichtungen im Rahmen der funkti-
onsübergreifenden Ansätze findet zunehmend die Systemtheorie Anwendung, in der 
Umweltmanagement integriert ist in das existierende ganzheitliche Managementsystem 
einer Organisation.6 Andere Betrachtungen in der betrieblichen Umweltökonomie grei-
fen den evolutionstheoretischen Managementbegriff auf. Umwelt ist dabei Bestandteil 
des sozioökonomischen Betrachtungsumfeldes (z. B. Modell des lebensfähigen Sys-
tems, Konzeption der Selbstorganisation komplexer Systeme).7  
Da für diese Arbeit der funktionsübergreifende Ansatz zugrunde gelegt wird, sind zur 
Verdeutlichung einige Definitionen dieses Ansatzes angeführt: 
TISCHLER 1998: „Umweltmanagement umfasst alle unternehmerischen Ziele, 
Entscheidungen und Handlungen, die im Rahmen ökonomischer 
Tätigkeit geeignet sind, eine Minimierung der Umweltbelastun-
gen aus den Folgen betrieblicher Leistungserstellung als eigen-








                                                 
3 Vgl. MEFFERT, H.; KIRCHGEORG, M. (1998), S. 37. 
4 Vgl. BECKER, C. (1998), S. 114; MEFFERT, H.; KIRCHGEORG, M. (1998), S. 38; TISCHLER, K. (1998), S. 50. 
5 Vgl. BECKER, C. (1998), S. 116 f. 
6 Vgl. PLÖTZ, A.; SPEERLI, F. (1995), S. 53.; MEFFERT, H.; KIRCHGEORG, M. (1998), S. 38. 
7 Vgl. BECKER, C. (1998), S. 116. 
8 TISCHLER, K. (1998), S. 51. 
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BECKER 1998: „Umwelt-Management stellt die Integration der Umwelt in die 
normative, strategische und operative Ebene der Unternehmung 
zur Vermeidung oder Verminderung von Umweltbelastungen 
durch betriebliche Maßnahmen bei der Gestaltung, Lenkung und 
Weiterentwicklung der Unternehmenstätigkeit zur langfristigen 
Sicherung der wirtschaftlichen Unternehmensziele unter dem 
sinnvollen Einbezug von Bezugsgruppeninteressen dar.“ 9 
 
MEFFERT 1998: „Das Umweltmanagement berücksichtigt bei der Planung, 
Durchsetzung und Kontrolle der Unternehmensaktivitäten in al-
len Bereichen Umweltschutzziele zur Vermeidung und Vermin-
derung der Umweltbelastungen und zur langfristigen Sicherung 
der Unternehmensziele.“ 10 
 
Die Definitionsvielfalt zum Begriff „Umweltmanagement“ in der betrieblichen Um-
weltökonomie macht bereits deutlich, daß die Eingrenzung des Betrachtungsbereichs 
wichtig ist, um Zielstellung und Anforderungen eines kommunalen Umweltmanage-
ments darlegen zu können. Deshalb wird mit dem nächsten Kapitel eine Grundlage zur 
späteren Eingrenzung des Betrachtungsbereichs geschaffen. Die Sichtweise auf den 
Begriff „Umweltmanagement“, wie sie in den funktionsübergreifenden Ansätzen vorge-
nommen wird, findet im Kapitel 4 ihre Anwendung. 
                                                 
9 BECKER, C. (1998), S. 42. 
10 MEFFERT, H.; KIRCHGEORG, M. (1998), S. 42. 
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2 Institutioneller Rahmen der Kommune 
Für die weitere Darstellung ist es notwendig, zuerst zu klären, was der Begriff Kommu-
ne11 bedeutet, wie die Kommune in den Staatsaufbau eingeordnet werden kann und 
welche Aufgaben sie wahrnimmt, um daran anschließend ihre Struktur darstellen zu 
können. 
2.1 Die Kommune und ihre Einordnung in den Staatsaufbau 
„Die Gemeinde ist Grundlage und Glied des demokratischen Rechtsstaates.“12 
So lautet der erste Satz der Gemeindeordnung des Freistaates Sachsen und ähnlich ist es 
in den Gemeindeordnungen aller Länder der Bundesrepublik Deutschland formuliert.13 
Das politische System der Bundesrepublik Deutschland ist föderalistisch organisiert und 
besteht aus dem Bund, den Ländern und den Gemeinden (Kommunen). Als ideelle 
Grundlage des Systems gilt das Subsidiaritätsprinzip14, welches besagt, daß die nächst 
höhere Einheit des politischen Systems nur solche Aufgaben übernehmen darf, die die 
untere Ebene nicht aus eigener Kraft zu lösen vermag oder die im übergeordneten Inte-
resse weiträumiger zu regeln sind.15 Staatsrechtlich gesehen gehören die Kommunen 
somit zur Ebene der Länder. Das äußert sich darin, daß die Länder gegenüber den 
Kommunen ein Regelungsrecht (z. B. für den Erlaß der Gemeindeordnung), ein Auf-
sichtsrecht und einen Genehmigungsvorbehalt besitzen.16 Dabei muß den Kommunen 
jedoch „…das Recht gewährleistet sein, alle Angelegenheiten der örtlichen Gemein-
schaft im Rahmen der Gesetze in eigener Verantwortung zu regeln.“17 Dieser Grund-
satz der Kommunalen Selbstverwaltung ist eine Besonderheit des politischen Sys-
tems der Bundesrepublik Deutschland18 und findet seinen Ausdruck vor allem in der 
Aufgabenverteilung zwischen den einzelnen Systemebenen. Dies wird näher in Ab-
schnitt 2.2 erläutert. 
Die Begriffe aus der Rechtsordnung, wie „Grundlage und Glied des demokratischen 
Rechtsstaates “ oder „Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft“ sagen wenig über 
den Begriff Kommune aus. Für die Begriffsbestimmung von „Kommune“ bzw. „Ge-
meinde“ bieten sich drei Sichtweisen an:19 
- Staatsrechtlicher Gemeindebegriff, wonach Gemeinden verwaltungsmäßig abge-
grenzte und staatsrechtlich fixierte Gebietseinheiten sind, 
                                                 
11 In dieser Arbeit wird anstelle des Begriffes “Gemeinde” soweit möglich der Begriff “Kommune” verwendet. 
12 Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen (SächsGemO) §1 (1). 
13 Vgl. BEER, R. (1970), S. 9. 
14 Das Subsidiaritätsprinzip findet seinen Ausdruck im Grundgesetz (GG) Art. 28. 
15 Vgl. WEHLING, H. G. (1994), S. 2. 
16 Vgl. EBENDA. Über die politische und staatsrechtliche Einordnung besteht nicht immer Einigkeit in der Literatur. 
Zu diesem Streitpunkt vgl. z. B. auch WOLLMANN, H. (1998). 
17 Art. 28 Satz 1 GG. 
18 Zur geschichtlichen Entwicklung der Kommunalen Selbstverwaltung vgl. z. B. SCHÄFER, T. (1998). 
19 Vgl. NAßMACHER, H.; NAßMACHER, K.-H. (1979), S. 9f. 
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- Politikwissenschaftlicher Gemeindebegriff, demzufolge Gemeinden den sinnvollen 
Rahmen für Planung und politische Entscheidungen auf der untersten Ebene eines 
politischen Systems darstellen sollen, und 
- Soziologischer Gemeindebegriff, für den genaue bewußtseinsmäßige Abgrenzungen 
(Wir-Bewußtsein) und soziale Beziehungen (z. B. Nachbarschaftszusammenhang) 
kennzeichnend sind. 
Es ist erkennbar, daß diese Begriffsbestimmungen für die Aufgabenstellung dieser Ar-
beit nur begrenzt aussagefähig sind. Der staatsrechtliche Gemeindebegriff ist eher for-
maler Natur, wohingegen die anderen beiden Inhalte bezeichnen und somit auf die 
Struktur in der Kommune eingehen. In der Arbeit wird dieser strukturelle Aspekt im 
Mittelpunkt stehen, der sich aus den Aufgaben der Kommune ergibt und aus dem sich 
der Entscheidungsprozeß für die Kommune ableitet. 
2.2 Die Aufgaben der Kommune 
„Die Gemeinden erfüllen in ihrem Gebiet im Rahmen ihrer Leistungsfähigkeit alle öf-
fentlichen Aufgaben in eigener Verantwortung und schaffen die für das soziale, kulturel-
le und wirtschaftliche Wohl ihrer Einwohner erforderlichen öffentlichen Einrichtungen, 
soweit die Gesetze nichts anderes bestimmen.“20 
Dabei werden unter öffentlichen Aufgaben „… Sachbereiche (verstanden, Anm. d. V.), 
deren Wahrnehmung im Allgemeininteresse liegt, d. h. der unmittelbaren Förderung des 
Gemeinwohls durch Befriedigung kollektiver Bedürfnisse dient.“ 21 
Die Bedeutung der kommunalen Ebene bei der Aufgabenerfüllung zeigt sich darin, daß 
nahezu 80% aller Gesetze, Rechtsverordnungen und sonstigen normativ verbindlichen 
überbehördlichen Richtsätze des Bundes und der Länder, also der unmittelbaren Staats-
verwaltung, vor Ort umgesetzt werden.22 Der überwiegende Teil der kommunalen Auf-
gaben wird von Bund und Ländern durch Gesetze konkret umrissen. So können die 
Aufgaben im kommunalen Bereich folgendermaßen untergliedert werden:23 
                                                 
20 Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen (SächsGO) § 2 (1). 
21 ERHARDT, M. (1989), SP. 1004. 
22 Vgl. MUTIUS, A. VON (1989), SP. 454; WEHLING, G. (1994), S. 5. 
23 Vgl. RUDOLF, C. (1994), S. 2 f. 
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Abbildung 1: Aufgaben der Kommune 
(Quelle: RUDOLF, C. (1994), S. 2) 
Freiwillige Aufgaben sind hierbei solche, über deren Ausführung die Kommune selbst 
bestimmen kann, also z. B. der Bau eines Theaters. 
Pflichtaufgaben müssen von der Gemeinde geregelt werden. Jedoch können die Ge-
meinden über die Art der Ausführung selbst bestimmen. 
Weisungsaufgaben sind mit direkten Vorgaben des Landes und des Bundes verknüpft. 
Die Gemeinde muß die Aufgaben in der durch Gesetz geforderten Art umsetzen. 
Die kommunale Selbstverwaltung kommt in der Aufteilung der Aufgaben zum Aus-
druck und bestimmt somit die Struktur der Kommune. Das wird im folgenden deutlich. 
2.3 Die Struktur der Kommune 
Um die Struktur der Kommune begreifen zu können, werden die Organe der Kommune 
und ihre Beziehung zueinander dargestellt. Am Ende dieses Abschnittes wird das Mo-
dell des kommunalen Entscheidungsprozesses aufgestellt. 
2.3.1 Die Organe der Kommune und ihre Zuständigkeiten 
Zur Ausübung ihrer Aufgaben müssen die Kommunen Organe haben. Dazu muß nach 
Gesetz eine Volksvertretung gehören, die aus allgemeinen, unmittelbaren, freien, glei-
chen und geheimen Wahlen hervorgegangen ist.24 Jedoch muß hierbei die Beziehung 
zum Gesamtaufbau des Staates geregelt sein. Das geschieht mit den Gemeindeordnun-
gen. Diese Gemeindeordnungen, auch Kommunalverfassungen genannt, werden von 
den Parlamenten der Länder erlassen und können von Bundesland zu Bundesland vari-
ieren25. In weiten Teilen des Verwaltungsablaufes sowie in wirtschaftlichen und finan-
ziellen Regelungen stimmen die Gemeindeordnungen sinngemäß überein. Der entschei-
                                                 
24 Vgl. BEER, R. (1970), S. 50 f. 
25 Durch die unterschiedliche Entwicklung der Kommunalverfassungssysteme in den einzelnen Besatzungszonen ha-
ben sich, unter Einfluß der jeweiligen Besatzungsmacht, vier Grundtypen von Kommunalverfassungen in den alten 
Bundesländern herausgebildet. Teilweise orientieren sie sich an älteren Traditionen, teilweise haben sich neue Ty-
pen herausgebildet. Die fünf neuen Bundesländer konnten in ihrer Wahl der Kommunalverfassung auf kommunal-
politische Erfahrungen und Ergebnisse in der Gesetzgebung aus den alten Bundesländern zurückgreifen. 
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dende Unterschied liegt in politischen Überlegungen, nämlich bei der sogenannten „in-
neren Verfassung“, die das Verhältnis der verschiedenen kommunalen Organe unterein-
ander regelt. Hierbei geht es vor allem um das Verhältnis zwischen dem gewählten Rat, 
der Verwaltung und ihrem Verwaltungsleiter.26 
Die Unterschiede wirken sich nur minimal auf den Entscheidungsprozeß in der Kom-
mune aus. Welche Kommunalverfassung als Grundlage für die Gemeindeordnung des 
Landes gewählt wird, hängt von der politischen Betrachtungsweise ab.27 In der vorlie-
genden Arbeit sollen diese Unterschiede nicht einbezogen werden. Hier wird von der 
Sächsischen Gemeindeordnung ausgegangen. Sachsen hat als eines der ersten neuen 
Bundesländer mit der Arbeit an einer neuen Kommunalverfassung begonnen. Nach der 
vom Sächsischen Landtag beschlossenen Gemeindeordnung ist der direkt gewählte 
Bürgermeister auch Vorsitzender des Gemeinderates.28 Das bedeutet, daß er Oberhaupt 
des Gemeinderates ist und gleichzeitig Leiter der Verwaltung. 
Die wichtigsten Organe der Kommune sind die Kommunalvertretung und die Kommu-
nalverwaltung. Sie sind in erster Linie mit dem kommunalen Entscheidungsprozeß be-
faßt. Die Kommunalvertretung, also der Rat29, setzt sich aus Parteien und Gruppierun-
gen zusammen. Sie ist, wie oben erwähnt, die Vertretung des Volkes.30 Der Rat besitzt 
die Zuständigkeit für die kommunalen Aufgaben, d. h. er trifft die Entscheidung, welche 
Aufgaben die Kommune im Rahmen ihrer Selbstverwaltung wahrnehmen soll und kon-
trolliert ihre Durchführung. Dafür werden Fachausschüsse gebildet, die sich mit den je-
weiligen Aufgabenbereichen auseinandersetzen, z. B. Umweltausschuß, Bauausschuß.31 
Eines der wichtigsten Instrumente der Kommunalvertretung zur Überwachung und Ü-
berprüfung der Verwaltung ist der Finanzhaushaltsplan.32 Für die Aufstellung des Haus-
haltsplanes ermittelt die Verwaltung anhand der Einnahmen und Ausgaben des letzten 
Haushaltsjahres die Voranschläge für das kommende Haushaltsjahr und faßt sie in ei-
nem Haushaltsplanentwurf zusammen.33 Dieser Entwurf wird dem Rat über den Haupt-
verwaltungsbeamten (Bürgermeister) vorgelegt. Nach Auseinandersetzung der Fachaus-
                                                 
26 Zu unterscheiden sind hierbei monistische Kommunalverfassungen, bei denen grundsätzlich alle Zuständigkeiten 
bei einem Organ liegen, und dualistische, bei denen zwei Organe originäre Zuständigkeiten haben. Vgl. BEER, R. 
(1970), S. 51 F.; KLEINFELD, R. (1996), S.75. Bei den 4 Kommunalverfassungstypen wird zwischen Norddeut-
scher Ratsverfassung, Süddeutscher Ratsverfassung, Magistratsverfassung (in Städten) und Bürgermeisterverfas-
sung (in Landgemeinden) unterschieden. Vgl. zu den Unterschieden im Detail z. B. RUDOLF, C. (1994A), 
FRIEDRICH EBERT STIFTUNG (HRSG.) (1978), S. 99 ff.; WOLLMANN, H. (1998), S. 7 ff. 
27 Vgl. NAßMACHER, H.; NAßMACHER, K.-H. (1979), S. 128. 
28 Allerdings ist er hier nicht Vorsitzender der beschließenden Fachausschüsse des Rates. VGL. KLEINFELD, R. 
(1996), S. 118 f. 
29 Der Rat wird auch in einigen Gemeindeordnungen “Gemeinderat”, “Stadtrat” oder “Magistrat” genannt. 
30 Vgl. ZUNDEL, R.; WAGNER, W. (1989), Sp. 446. 
31 Vgl. RUDOLF, C. (1994), S.3. 
32 Unter dem Haushaltsplan wird “… die zusammengefaßte Darstellung ihrer für das Haushaltsjahr errechneten oder 
geschätzten Einnahmen und Ausgaben“ verstanden. „Er hat den Zweck, den Ausgleich zwischen den zu leistenden 
Ausgaben und den zu erzielenden Einnahmen sicherzustellen und damit die geordnete Finanzwirtschaft einer Ge-
meinde zu gewährleisten.” BOTHE, K. (1996), S.10. 
33 Der Haushaltsplan muß bestimmte Haushaltsgrundsätze erfüllen: Haushaltswahrheit und -klarheit, Vorherigkeit, 
Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit, Vollständigkeit und Jährlichkeit. Vgl. EBENDA, S. 19 ff. 
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schüsse mit dem Entwurf wird dieser in die Haushaltsplanberatung eingebracht, disku-
tiert und bei positivem Entscheid in einer Haushaltsatzung verabschiedet.34 
Die Kommunal- oder Gemeindeverwaltung kann aus verschiedenen fachwissen-
schaftlichen Zusammenhängen heraus betrachten werden: 35 
Juristisch-institutionell bezeichnet der Begriff die Verwaltungsbehörde, also die kleins-
te landesunmittelbare öffentlich-rechtliche Gebietskörperschaft. 
Im funktionellen Sinne meint „Gemeindeverwaltung“ den Verwaltungsapparat, der zur 
Erledigung der kommunalen Aufgaben bereitsteht – also bürokratische Organisationen 
und Dienstleistungsbetriebe. 
Im politischen Sinne wird unter „Gemeindeverwaltung“ das Organ verstanden, welches 
die Beschlüsse (Satzungen, Gesetze) der Kommunalvertretung umsetzt. Die Kommu-
nalvertretung trifft also die Programmauswahl und die weisungsgebundene Verwaltung 
ist für den Programmvollzug zuständig.36 
Für den hier darzustellenden Entscheidungsprozeß innerhalb der Kommune sind die 
letzten beiden Auffassungen von Bedeutung. 
Wird die Gemeindeverwaltung im funktionellen Sinne betrachtet, also der administ-
rative Bereich, so differiert die Organisation sehr stark nach Gemeindegröße und Auf-
gabenstellung im einzelnen. Im Bereich der Aufbauorganisation, vor allem in großen 
Städten, orientiert sie sich am Modell der Kommunalen Gemeinschaftsstelle für Verwal-
tungsvereinfachungen (KGSt)37, „… welches von folgenden Grundannahmen ausgeht: 
Aufgabenformulierung und Verwaltungsgliederung sind grundsätzlich vom Amtsinhaber 
unabhängig; es gilt Linienorganisation, ein Gliederungsprinzip, das alle Stellen in einem 
einheitlichen Dienstweg einordnet und maximal drei Ebenen vorsieht, nämlich die 
Chefebene, Dezernate und Ämter… Typisch sind im Verwaltungsgliederungsplan fol-
gende acht Aufgabengliederungsgruppen: Allgemeine Verwaltung; Finanzen; Recht; Si-
cherheit und Ordnung; Schule und Kultur; Soziales, Jugend und Gesundheit; Bauwesen; 
öffentliche Einrichtungen sowie Wirtschaft und Verkehr.“38 Im Anhang befindet sich zur 
Veranschaulichung der Geschäftsverteilungsplan der Stadt Dresden. 
Die Ablauforganisation wird über allgemeine Dienst- und Geschäftsanweisungen gere-
gelt, die sich auf Arbeitsabläufe aber auch auf die Aktionsträger, die Sachmittel und die 
Informationsprozesse beziehen.39 
Kommunen können im Rahmen der Selbstverwaltungsgarantie zur Erfüllung ihrer Auf-
gaben kommunale Unternehmen errichten und betreiben. Rahmen und Ausmaß der 
                                                 
34 Vgl. EBENDA, S. 14 ff. Dieses Werk beschäftigt sich ausführlich mit dem Haushaltsplan. 
35 Vgl. ZUNDEL, R.; WAGNER, W. (1989), Sp. 453. 
36 Vgl. NAßMACHER, H.; NAßMACHER, K.-H. (1979), S. 113. 
37 Die Kommunale Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsvereinfachung (KGSt) koordiniert seit 1949 die überörtlichen 
Bemühungen um eine Vereinheitlichung und Verbesserung der kommunalen Verwaltungsorganisation und Ver-
waltungsarbeit. Die KGSt berät die Kommunen dabei durch die Erarbeitung und Weiterentwicklung eines an den 
kommunalen Aufgaben orientierten Organisationsmodells der Verwaltungsgliederung. Vgl. JANN, W. (1998), S. 
73. 
38 ZUNDEL, R.; WAGNER, W. (1989), Sp. 457 f. 
39 Vgl. EBENDA, Sp. 458. 
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wirtschaftlichen Tätigkeit ist in den Gemeindeordnungen der Länder geregelt. Danach 
darf eine Gemeinde ein wirtschaftliches Unternehmen nur dann errichten, übernehmen 
oder erweitern, wenn der öffentliche Zweck des Unternehmens dies rechtfertigt und der 
Umfang des Unternehmens in angemessenem Verhältnis zur Leistungsfähigkeit der 
Kommune steht.40 
Welche Form für ein kommunales Unternehmen41 gewählt wird, hängt von der rechtli-
chen Zulässigkeit und der wirtschaftlichen Zweckmäßigkeit ab. Beurteilungskriterien 
dafür sind z. B. die Art der öffentlichen Aufgabe, die Überwachung der Geschäftslei-
tung, die Mitbestimmung, die Selbstfinanzierung, die Finanzierung mit Eigen- oder 
Fremdkapital und die Steuerbelastung.42 Darauf soll hier nicht im einzelnen eingegan-
gen werden. Als kommunale Unternehmen werden in dieser Arbeit die wirtschaftlich 
selbständigen Unternehmen angesehen. Sie sind ein Schnittstellenbereich der Kommu-
ne, der der Überwachung und Steuerung durch die Gemeindevertretung unterliegt.43 
2.3.2 Der Entscheidungsprozeß in der Kommune 
In der politikwissenschaftlichen Literatur umfaßt das Entscheidungssystem „die unter-
schiedlich organisierten und mit bestimmten (teil-)autonomen Kompetenzen versehenen 
Institutionen von politischer Beratung, Entscheidung, Planung und Umsetzung – also 
Bürgermeister, Räte, kommunale Verwaltung und Dienstleistungsapparate, neuerdings 
auch vermehrt die paraprivaten … Eigenbetriebe…“.44 Dieses politisch- administrative 
System hat Organisationscharakter und fungiert als Akteur, kann also intentional und 
zielorientiert handeln.45 
Das politische Entscheidungssystem oder die „lokale Politikarena“ kann aber im weite-
ren Sinne auch alle anderen politischen Akteure in der Stadt, also Bürger, Bürgergrup-
pen, Parteiorganisationen, Unternehmen, Verbände, staatliche Behörden etc. einbezie-
hen. Die Summe dieser Akteure ist keine komplexe Organisation und somit kein ein-
heitlicher lokaler, strategiefähiger Akteur. Ihre Aufgaben und Interessen sind sehr ver-
schiedenartig, ihre Handlungsräume überlagern sich jedoch beträchtlich, so daß auf die-
se Weise ein ortsspezifisches Interessenfeld entsteht.46 Die Betrachtung der Kommu-ne 
als „politischer Akteur“ wird an anderer Stelle noch einmal aufgegriffen. 
Die öffentliche Betriebswirtschaftslehre ist ein Teil in der Betriebswirtschaftslehre, der 
sich mit dem öffentlichen Sektor beschäftigt.47 Darin werden die beiden oben erwähnten 
Sichtweisen – institutionell und funktional – untersucht. Der funktionale Ansatz stellt 
dabei eine Integration in die übrige Betriebswirtschaftslehre dar und weist auf die, für 
das Management des Verwaltungsbetriebes, wichtigen Managementfunktionen wie Pla-
                                                 
40 Vgl. MOSS, T. (1995), S. 162. 
41 Zu den einzelnen Formen der kommunalen Unternehmen (Regiebetrieb, Eigenbetrieb, wirtschaftlich und rechtlich 
selbständige Unternehmen) vgl. RAU, T. (1994), S. 25ff.; MOSS, T. (1995), 162 ff. 
42 Vgl. RAU, T. (1994), S. 29. 
43 Vgl. FLIEGER, H. (1989), Sp. 438 f. 
44 Vgl. KEIM, K.-D.; GRYMER, H. (1995), S. 15. 
45 Vgl. EBENDA. 
46 Vgl. EBENDA S. 16. 
47 Vgl. dazu z. B. GORNAS, J.; BEYER, W. (1991); RAU, T. (1994). 
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nung, Entscheidung, Organisation, Kontrolle, Rechnungs- und Informationsfunktion 
hin.48 
Bei der betriebswirtschaftlichen Betrachtung der (schwerpunktmäßig) administrativen 
Ebene müssen zwei wichtige Punkte beachtet werden: 
„Betriebswirtschaftlich“ bedeutet eine einzelwirtschaftliche Betrachtung. Im Vorder-
grund des Interesses stehen einzelne Teileinheiten eines organisatorischen Gebildes 
„Verwaltung“ (öffentliche Einrichtungen, Behörden, Ämter etc.) mit ihren internen 
Strukturen und Prozessen sowie ihren Umweltbeziehungen als informations- und leis-
tungsempfangende bzw. -abgebende Systeme. 
Eine betriebswirtschaftliche Betrachtung sieht die Teileinheiten vorrangig unter dem 
Aspekt ökonomischer Rationalität, „…d. h. der Wirtschaftlichkeit des Verwaltungshan-
delns im Sinne einer Optimierung von Kosten-/Leistungs- bzw. Ergebnisrelationen.“49 
Jedoch müssen hierbei auch die vielfältigen Beziehungen zwischen den politischen 
Gremien (z. B. Rat) und den Einrichtungen der öffentlichen Verwaltung berücksichtigt 
werden. Denn erst die Gesamtbetrachtung von Politik und Verwaltung ergibt ein zutref-
fendes Bild des Entscheidungsprozesses. GORNAS & BEYER (1991) betonen, daß die po-
litischen Leitungsgremien und die Ämter, Behörden und Einrichtungen der öffentlichen 
Verwaltung (wie oben bereits dargestellt) „… auf vielfältige Weise in ihrem dispositiven 
und operativen Handeln miteinander verwoben (sind, Anm. d. V.), so daß sie strukturell 
und prozessual eine Einheit bilden, was durch die Bezeichnung dieses Komplexes als 
politisch-administratives System zum Ausdruck gebracht wird.“ 50 
Zur Veranschaulichung des kommunalen Entscheidungsprozesses dient Abbildung 2. 
                                                 
48 Vgl. BRAUN, G. E. (1988), S. 38 f. 
49 Vgl. EBENDA, S. 1. 
50 Vgl. GORNAS, J.; BEYER, W. (1991), S. 1. 
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Abbildung 2: Entscheidungsprozess in der Kommune 
(Eigene Darstellung, in Anlehnung an RAU, T. (1994), S. 20; 
 NAßMACHER, H., NAßMACHER, K.-H. (1979), S. 127.) 
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2.4 Kommune und kommunale Verwaltungsmodernisierung 
In dieser Arbeit soll ein Konzept dargestellt werden, welches in die Strukturen der 
Kommune und insbesondere der Kommunalverwaltung eingreift. Gerade deshalb ist es 
notwendig, die Modernisierungsbestrebungen in der Kommune kurz darzustellen. Denn 
ein modernes Managementkonzept für die Kommune muß sich mit diesen Reformbe-
strebungen im Einklang befinden. Die Bedeutung und Notwendigkeit der Debatte zeigt 
sich allein schon an der Vielfalt der Beiträge in der Literatur.51 
2.4.1 Vorbemerkungen 
Seit Beginn der 80er Jahre kann die Modernisierungsbewegungen in verschiedenen In-
dustriestaaten wahrgenommen werden. Herausragende Modernisierungsleistungen wur-
den vor allem in Neuseeland, Großbritannien, Skandinavien und den Niederlanden aus-
gemacht.52 Das internationale Schlagwort für diese neue Form von Verwaltungsmana-
gement ist der Begriff „New Public Management“. Seinem grundsätzlichen Anspruch 
nach zielt das New Public Management darauf ab, das öffentliche Verwaltungshandeln 
unter ein neues Leitbild zu stellen: Im Vordergrund steht die effiziente und effektive 
Aufgabenwahrnehmung.53 Gemeinsam ist den Reformländern das Ziel, die Verwaltung 
wirtschaftlicher und zugleich bürgernaher zu machen. Wenn Deutschland von der inter-
nationalen Bewegung am Anfang noch unberührt geblieben ist, so liegt das an der da-
mals vergleichsweise günstigen Situation der öffentlichen Finanzen.54  
In Deutschland ist die Reformbewegung Anfang der neunziger Jahre vor allem auf 
kommunaler Ebene ausgebrochen.55 Schlagwörter wie Dienstleistungsunternehmen 
Stadt, Konzern Stadt, dezentrale Ressourcenverantwortung, Budgetierung, Controlling 
etc. tauchten auf und die KGSt initiierte und propagierte die kommunale Reformbewe-
gung mit der Entwicklung ihres Konzeptes „Neues Steuerungsmodell“, welches im Ab-
schnitt 2.4.3 mit seinen wichtigsten Elementen dargestellt wird. 
2.4.2 Gründe für Modernisierungsbestrebungen 
Das Aufkommen von Reformbewegungen in der Verwaltung in Deutschland und auch 
den anderen westlichen Industriestaaten fällt vor allem mit Änderungen der ökonomi-
schen, politischen und gesellschaftlichen Rahmenbedingungen zusammen. Sie lassen 
sich folgendermaßen beschreiben: 
                                                 
51 Da dieser Bereich hier nur soweit untersucht wird, wie es Einfluß auf die Thematik der Arbeit haben wird, sei an 
dieser Stelle auf die wichtigste Literatur zu diesem Thema verwiesen: BANDEMER, S. VON; BLANKE, B.; 
WEWER, G. (HRSG.) (1998); KÖNIG, K.; SIEDENTOPF, H. (HRSG.) (1997); NASCHOLD, F.; BOGUMIL, J. 
(HRSG.) (1998).  
52 Vgl. BANNER, G. (1998), S. 34. 
53 Hierbei werden hohe Anforderungen an die Eigenverantwortung aller Beteiligten gestellt und gleichermaßen hohe 
Erwartungen in die Steuerungskompetenz des Marktes und wettbewerblicher Strukturen gesetzt, ohne jedoch die 
reale Bedeutung des öffentlichen Sektors für moderne Gesellschaften grundsätzlich in Abrede zu stellen. Vgl. 
SCHRÖTER, E.; WOLLMANN, H. (1998), S. 59. 
54 Vgl. BANNER, G. (1998), S. 34. 
55 Innerhalb der internationalen Reformbewegung lassen sich zwei Dimensionen erkennen. Zum einen die ordnungs-
politische Dimension, in der es um die Neukonzeption des öffentlichen Sektors an sich geht. Zum anderen die bin-
nenstrukturelle Dimension, die Konzepte für die innere Verwaltung entwickeln möchte. Hierzu gehört die deutsche 
Reformentwicklung. Vgl. dazu REICHARD, C. (1996), S. 250; SCHRÖTER, E.; WOLLMANN, H. (1998), S. 59. 
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finanzwirtschaftliche Krise 
In den 80er Jahren machte sich die Strukturkrise der Wirtschaft in Deutschland und in 
anderen Industriestaaten auch in der Verwaltung bemerkbar. Es kam zu Finanzierungs-
engpässen öffentlicher Haushalte. Bis Ende der 80er Jahre konnte die Finanzkrise vor 
allem in Deutschland noch durch die Strategie des sogenannten „additiven Ressourcen-
managements“, d. h. durch ständige Erhöhung von Personal- und Finanzmitteln zur Lö-
sung von Aufgaben und Problemen, verdeckt werden.56 
Defizite in der politischen und organisatorischen Steuerung 
Ein weiterer reformauslösender Faktor, v. a. in Deutschland, war die abnehmende Steu-
erbarkeit der Verwaltungseinheiten. Hier wurde der Begriff des „Systems organisierter 
Unverantwortlichkeit“ geprägt, wonach nicht die optimale Lösung, sondern der maxi-
male Ressourcenverbrauch belohnt werden. Dies wird zurückgeführt auf die starke 
Zentralisierung einzelner verwaltungsinterner Serviceeinheiten und auf das daraus resul-
tierende Auseinanderklaffen von Fach- und Ressourcenverantwortung.57 
Aber auch die zunehmende Ausgliederung und Verselbständigung kommunaler Betriebe 
wird als ein Faktor angeführt, der vor allem politische Steuerungsdefizite nach sich 
zieht.58 Das Problem hierbei ist, daß die kommunale Aufgabenerfüllung durch diese zu-
nehmende Selbständigkeit der kommunalen Unternehmungen der politischen Steuerung 
entzogen und somit die Überprüfbarkeit der Erfüllung der öffentlichen Daseinsvorsorge, 
vor allem in den Bereichen Abfall, Abwasser und Energie für die Kommunen immer 
schwieriger wird.59 
gesellschaftlicher Wandel 
Hier werden vor allem zwei Richtungen angeführt. Zum einen hat das klassische Modell 
des Wohlfahrtsstaates in den 80er Jahren in den Augen der Bürger an Glaubwürdigkeit 
verloren und ist außerdem an die Grenzen seiner Leistungsfähigkeit gestoßen.60 Die 
Verwaltung sieht sich insgesamt einer anspruchsvolleren Bürgerschaft gegenüber, die 
die Verwaltung nicht mehr nur als Erfüller öffentlicher Aufgaben sieht, sondern als 
Dienstleister. 
Zum anderen ist auch innerhalb der Verwaltung selbst ein Trend in diese Richtung zu 
erkennen, der sich darin äußert, daß sich ein Großteil der Beschäftigten nicht mehr mit 
der Aussicht auf ein gesichertes berufliches Auskommen und einen geregelten Ar-
beitstag zufrieden gibt, sondern verstärkt eigenverantwortliches Arbeiten und vor allem 
auch interessantere Arbeitsinhalte als motivierend betrachtet.61 
In Deutschland ist die Reformbewegung in den Kommunen eindeutig dominiert von 
dem schon erwähnten „Neuen Steuerungsmodell“ der KGSt. 
                                                 
56 Vgl. REICHARD, C. (1997), S. 645; SCHRÖTER, E.; WOLLMANN, H. (1998), S. 60. 
57 Vgl. REICHARD, C. (1997), S. 646. 
58 EBENDA. 
59 Vgl. MOSS, T. (1995), S. 175 ff. 
60 Vgl. REICHARD, C. (1997), S. 645. 
61 Vgl. SCHRÖTER, E.; WOLLMANN, H. (1998), S. 60. 
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2.4.3 Das Neue Steuerungsmodell der KGSt 
Vorbild für dieses Modell war das Managementkonzept der Stadt Tilburg (Niederlande). 
Diese hatte Anfang der 80er Jahre einen an privatwirtschaftliche Konzernmodelle ange-
lehnten Organisations- und Steuerungsansatz entwickelt, welcher in Deutschland als 
„Tilburger Modell“ innerhalb kurzer Zeit einen hohen Bekanntheitsgrad erlangte.62 Die 
KGSt hat anhand einzelner Berichte immer wieder Elemente des Neuen Steuerungsmo-
dells entwickelt und näher untersucht, on den die wichtigsten im folgenden kurz darge-
stellt werden.63 
Kontraktmanagement bedeutet, daß den einzelnen Fachbereichen neben der Fachver-
antwortung auch verstärkt organisatorische, personalwirtschaftliche und finanzielle 
Kompetenzen übertragen werden (dezentrale Ressourcenverantwortung). Die Verwal-
tungsspitze trifft mit den Fachämtern Vereinbarungen über die von ihnen erwarteten 
Leistungen („Produkte“) sowie über die Ressourcen („Budgets“), die ihnen zur Erzeu-
gung der Leistungen zur Verfügung gestellt werden.64 Um Fehlleistungen rechtzeitig er-
kennen zu können, ist ein ständiger Soll-Ist-Abgleich notwendig. Bei Problemen muß 
die Verwaltungsspitze durch Maßnahmen steuernd eingreifen. Somit soll bei den Äm-
tern eine stärkere Ergebnisorientierung erreicht werden.65 
Ein zentraler Steuerungs- und Controllingbereich unterstützt die Führung bei der Ü-
berwachung der einzelnen Fachbereiche mit einem entsprechenden Instrumentarium 
(Kosten- und Leistungsrechnung, Berichtswesen, Beteiligungscontrolling etc.).66 
Es soll eine Orientierung zum Dienstleistungsunternehmen Kommune hin stattfinden, 
d. h. in der Kommunalverwaltung nicht mehr aufgabenorientiert, sondern produktorien-
tiert zu arbeiten. Produkte sind hierbei „… konsequent abnehmerorientierte Leistungen, 
die die Kommune nach politisch inhaltlichen Vorgaben der Volksvertretungen im Rah-
men der Gesetze so wirtschaftlich wie möglich erbringt.“67 
Im Neuen Steuerungsmodell wird also eine „Neubestimmung“ des Verhältnisses zwi-
schen Politik und Verwaltung angestrebt.68 Zum einen wurde bisher bemängelt, daß 
sich die Mitglieder der Kommunalvertretung zu sehr in das „Alltagsgeschäft“ einmi-
schen und zum anderen, daß innerhalb der Verwaltung eine starke Politisierung stattge-
funden hat. Im Neuen Steuerungsmodell soll sich nun die Politik auf das „Was“ kon-
zentrieren, während die Verwaltung das „Wie“ übernimmt.69 Dies bedeutet im einzel-
nen, daß die Kommunalvertretung politische Programme entwickeln, Grundsatzent-
scheidungen treffen und Rahmenbedingungen setzen soll. Die Ausführung der politi-
                                                 
62 Vgl. REICHARD, C. (1997), S. 647. Eine tiefergehende Darstellung zum “Tilburger Modell” bietet der Artikel von 
KRÄHMER, R. (1993). 
63 Vgl. KGSt (1993), Bericht Nr. 5/1993. Vgl. BANNER, G. (1998), S. 34 ff.; KLEINFELD, R. (1996), S. 182 ff. 
64 Vgl. BANNER, G. (1998), S. 36. 
65 Vgl. KLEINFELD, R. (1996), S. 183. 
66 Vgl. JANN, W. (1998), S. 73 f. 
67 BANNER, G. (1997), S. 25. 
68 Es ist keine Neubestimmung im eigentlichen Sinne, denn wie in der Abbildung 2 dargestellt, ist das Verhältnis ge-
nau so geregelt. Daß der Punkt im Neuen Steuerungsmodell angesprochen wird, ist auf die dargestellten Defizite 
in diesem Verhältnis zurückzuführen. 
69 Vgl. JANN, W. (1998), S. 77.; KGSt (1996), Bericht 10/1996. 
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schen Vorgaben durch die Verwaltung soll mit dem erwähnten Kontraktmanagement si-
chergestellt werden. Dadurch kann die Verwaltung ohne Einmischung der Politik die Art 
der Aufgabenerledigung eigenverantwortlich regeln. 
Die Transparenz der Aufgabendurchführung im administrativen Bereich wird mit dem 
Controlling erreicht, so daß die Politik erkennen, überprüfen und bewerten kann, ob und 
in welchem Maße die festgelegten Ziele erfüllt wurden.70 Der Controlling – Kreislauf 
kann hierbei folgendermaßen skizziert werden71: 
1. Festlegung des zu erreichenden Zieles und der für die Erreichung verantwortlichen 
Stellen durch die Leitungsebene; 
2. Umsetzungsplanung durch die verantwortlichen Stellen (Prozeß-, Personal-, Mittel-, 
und Zeitplanung) und Entwurf eines Maßnahmenprogramms; 
3. Festlegung diese Programms durch die Leitungsebene und Aushandeln der bereitzu-
stellenden Ressourcen und Zeiträume mit der verantwortlichen Stelle; 
4. Bereitstellung des ausgehandelten Budgets und Feststellung des Zeitplanes durch 
die Leitungsebene; 
5. Selbstverpflichtung der verantwortlichen Stelle, das Ziel zu erreichen; 
6. Abarbeiten des Programms bei ständiger Überwachung anhand von Kennzahlen 
durch die verantwortliche Stelle und regelmäßige Berichterstattung an die Leitungs-
ebene; 
7. Fortschrittsverfolgung und ggf. Einleitung von Korrekturmaßnahmen bei Abwei-
chungen von der Vorgabe auf Grundlage der Berichte durch die Leitungsebene. 
Mit dieser Darstellung sollte vor allem deutlich werden, welche Elemente mit dem Neu-
en Steuerungsmodell auf kommunaler Ebene erprobt werden und für das kommunale 
Umweltmanagement nützlich sein könnten. 72 Darauf wird in Abschnitt 4.1.2 zurückge-
griffen. 
2.5 Zwischenfazit 
Das Kapitel 2 war notwendig, um die Kommune einzuordnen, ihre Struktur zu erkennen 
und den Entscheidungsprozeß zwischen den einzelnen Organen der Kommune nach-
vollziehen zu können. Daß durch den Abschnitt 2.4 „Kommune und Verwaltungsmo-
dernisierung“ ein starker Schwerpunkt auf die Kommunalverwaltung gelegt wurde, liegt 
vor allem daran, daß diese (mit den kommunalen Betrieben) die ausführende Einheit der 
Kommune ist. Letztendlich liegen jedoch Planung, Steuerung und Kontrolle bei Rat und 
Verwaltungsführung. Das Neue Steuerungsmodell verlangt eben, daß die Kompetenze-
naufteilung zwischen Rat und Verwaltung bewußter wahrgenommen wird und sich bei-
de Bereiche auf ihr Gebiet beschränken. 
                                                 
70 Vgl. KGSt (1996), Bericht 10/1996, S. 10. Als Instrumente zur Überprüfung werden Indikatoren oder Kennzahlen 
angeboten. 
71 Vgl. MÜLLER, A. (1996), S. 50; HORVATH, P. (1994), S. 858. 
72 Die Diskussion zur Thematik “Neues Steueurungsmodell” ist sehr vielfältig. Einen guten Überblick bieten: REI-
CHARD, C.; WOLLMANN, H. (HRSG.) (1996); NASCHOLD, F.; BOGUMIL, J. (Hrsg.) (1998). 
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In der Praxis zeigt sich jedoch, daß der Gegensatz zwischen Theorie und Praxis, was die 
Neuordnung zwischen Politik und Verwaltung betrifft, sehr groß ist. Trotzdem sollten 
die Überlegungen des Neuen Steuerungsmodells als Chance gesehen werden, wenn sich 
die Beteiligten an ihre Rollen halten.73 
                                                 
73 Vgl. GROTE, U. (2000), S.20. 
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3 Die Rolle der Kommune im Umweltschutz 
Um die Rolle der Kommune im Umweltschutz und die Frage, ob kommunales Handeln 
überhaupt zur Lösung der auftretenden Umweltprobleme beitragen kann, zu untersu-
chen, ist es notwendig, zuerst die grundlegenden Begriffe „Umweltschutz“ und „Um-
weltpolitik“ zu klären. 
3.1 Umweltschutz und Umweltpolitik 
Der für die Umweltpolitik zugrunde gelegte Umweltschutzbegriff ist auf eine medien-
orientierte Sichtweise ausgerichtet. Als Umweltmedien im engeren Sinne werden Bo-
den, Luft und Wasser bezeichnet. Umweltmedien im weiteren Sinne sind Klima, Natur 
und Landschaft, Tier- und Pflanzenwelt und auch der Mensch. Umweltschutz ist somit 
die Gesamtheit aller Maßnahmen, die zum Schutz und zur Erhaltung der Funktionsfä-
higkeit der Umweltmedien erforderlich sind. 74 
Umweltpolitik75 wiederum kann dabei als die Teilmenge des Umweltschutzes gesehen 
werden, die das Maßnahmenprogramm der staatlichen Akteure - Bund, Länder, Kom-
munen - darstellt.76 Kommunale Umweltpolitik wird deshalb folgendermaßen defi-
niert:77 
Kommunale Umweltpolitik ist die Gesamtheit aller Maßnahmen, „… die notwendig 
sind, um dem Bürger eine … Umwelt zu sichern, wie er sie für seine Gesundheit und 
ein menschenwürdiges Dasein braucht, wobei die Umweltmedien (Boden, Wasser, Luft, 
etc.) sowie die Tier- und Pflanzenwelt im … Siedlungsbereich vor nachhaltigen Wir-
kungen menschlicher Eingriffe zu schützen und Umweltschäden zu beseitigen sind.“ 
Die hier dargestellte medienorientierte Ausrichtung des kommunalen Umweltschutzes 
und damit der kommunalen Umweltpolitik bestimmt die Aufgabenerfüllung in diesem 
Bereich und seine Organisation. Dies wird in den Abschnitten 3.3 und 3.4 dargestellt. 
Im folgenden wird kurz die Entwicklung der kommunalen Umweltpolitik erläutert, da 
sie ebenfalls für diese Ausrichtung des kommunalen Umweltschutzes entscheidend ist. 
3.2 Entwicklung der kommunalen Umweltpolitik 
Die Umweltpolitik ist noch ein recht junges Politikfeld, was zum Teil daran liegt, daß 
große Umweltschäden erst Mitte des 20. Jahrhunderts wirklich relevant wurden bzw. 
erstmals auftraten. Nach dem Ende des 2. Weltkrieges richtete sich die Politik der Bun-
desregierung zuerst einmal auf die (Re-)Konstruktion des Wirtschaftssystems. Der Auf-
bau großer Industriegebiete war der Inbegriff deutschen Wirtschaftswachstums und Ga-
                                                 
74 Vgl. BAUMHEIER, R. (1992), S. 12. 
75 Umweltpolitik im politischen, nicht im unternehmerischen Sinn. Anm. d. Verf. 
76 Vgl. BAUMHEIER, R. (1992), S. 12. 
77 FIEDLER, K. P. (1991), S. 1. in Anlehnung an das Umweltprogramm der Bundesregierung von 1971. Wenn also 
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rantie für Wohlstand. Damals gab es nur wenige Vorausschauende, die auf die mit dem 
Wirtschaftswachstum kommenden Umweltprobleme aufmerksam machten.78 
Im Jahre 1971 wurde erstmals ein Umweltaktionsprogramm von einer deutschen Bun-
desregierung vorgelegt, „… das systematisch und gleichzeitig sehr technokratisch an die 
Umweltprobleme heranging.“79 Das Bundesinnenministerium hatte zur Erstellung die-
ses Programms 1969 eine Umweltabteilung eingerichtet, was als Beginn einer Instituti-
onalisierung des Umweltschutzes, vorerst auf Bundesebene, anzusehen ist. Ein eigenes 
Ministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit wurde jedoch erst 1986 
aufgebaut.80 
Die Politisierung von Umweltfragen setzte verstärkt in den 70er Jahren ein. Vorange-
trieben wurde die beginnende globale Diskussion durch den 1. Bericht des Club of Ro-
me 1972, der sich mit den „Grenzen des Wachstums“ beschäftigte.81 
Die Kommunen rechneten bis etwa Ende der siebziger Jahre den Umweltschutz nicht zu 
ihrem eigentlichen Aufgabenbereich. Es herrschte die Auffassung, daß Umweltschutz 
alleinige Aufgabe des Staates bzw. der Länder ist. Die Kommunen seien nur für den ih-
nen zugewiesenen Vollzug der staatlichen Umweltpolitik zuständig.82 
Das Thema „Umwelt“ erlebte vor allem in den 80er Jahren eine Aufwertung.83 Im Ge-
gensatz zu den, von der Konjunkturkrise84 geprägten, siebziger Jahren waren die achtzi-
ger Jahre auch wirtschaftlich sehr erfolgreich. Die guten Umfeldbedingungen, wie ge-
ringe Arbeitslosigkeit, hoher Stand der Technik, hohes Umweltbewußtsein der Bevölke-
rung, ermöglichten die Umsetzung umweltpolitischer Maßnahmen.85 
In den folgenden Jahren fanden Umweltbelastungen ihren konkreten Niederschlag vor 
allem im lokalen Bereich. Luftverschmutzung und Abfallprobleme, Verkehrs- und In-
dustrielärm, Schutz und Sicherung des Trinkwassers, Altlastensanierung sind Beispiele 
für Umweltprobleme, die vor allem im dichter besiedelten städtischen Raum auftraten.86 
Richtungsweisend für die Entwicklung der kommunalen Umweltpolitik war auch die 
Konferenz für Umwelt und Entwicklung der Vereinten Nationen (UNCED) in Rio de 
Janeiro 1992, bei der die Agenda 21 verabschiedet wurde. Sie stellt ein gesellschaftspo-
litisches Handlungsprogramm mit weltweiter Gültigkeit dar. Ihr oberstes Ziel ist eine 
                                                 
78 Vgl. hierzu MALUNAT, B. M. (1994). 
79 Vgl. KÖSTERS, W. (1997), S.33. 
80 Vgl. MALUNAT, B. M. (1994) S. 9. 
81 MEADOWS, D. u. a. (1972). 
82 Vgl. QUANTE, M.; SCHWARZ, M. (1996), S. 11. 
83 Das ist vor allem darauf zurückzuführen, daß zu der Zeit das Umweltbewußtsein in der Bevölkerung zunahm und 
sich eine politische Plattform in Form einer Umweltpartei “Die Grünen” formierte. Vgl. KÖSTERS, W. (1997), S. 
33. 
84 “Umweltpolitische Debatten konzentrierten sich nach der Energiekrise 1973/74 zunehmend auf die Frage, inwie-
weit Umweltschutzauflagen Arbeitsplätze gefährden. Der damalige Bundeskanzler Schmidt, Vertreter der Ministe-
rien, Wissenschaftler, Repräsentanten der deutschen Wirtschaft sowie Gewerkschaften einigten sich bei den 
“Gymnicher Gesprächen” im Juli 1975 darauf, den ökonomischen Notwendigkeiten Vorrang vor den ökologischen 
einzuräumen.” EBENDA. 
85 Vgl. EBENDA; MALUNAT, B. M. (1994) S. 7. 
86 Vgl. BAUMHEIER, R. (1993), S. 51; ENDERLE, M.; ZIMMERMANN, D. (1991), S. 13. 
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globale Partnerschaft, die – in Hinblick auf eine nachhaltige Entwicklung87 – die De-
ckung der Grundbedürfnisse, die Verbesserung des Lebensstandard aller Menschen, ei-
nen größeren Schutz, eine bessere Bewirtschaftung der Ökosysteme und eine gesicherte 
Zukunft für nachfolgende Generationen gewährleistet.88 In Kapitel 28 der Agenda 21 
wird die wichtige Rolle der Kommune bei der Erzielung globaler Erfolge in Richtung 
einer „nachhaltigen, zukunftsbeständigen Entwicklung betont.89 Dort wird eine Lokale 
Agenda 21 auf kommunaler Ebene gefordert. Auf die Rolle, die die Kommune in der 
Lokalen Agenda 21 spielt, wird in Abschnitt 3.5 gesondert eingegangen. 
Hat der Umweltschutz in den 80er Jahren einen Aufschwung erfahren, so zeigte sich die 
Umweltproblematik Ende der 90er Jahre gerade auf kommunaler Ebene überschattet 
von wirtschaftlicher Rezession, Massenarbeitslosigkeit und öffentlicher Finanzkrise.90 
Im folgenden soll auf die Aufgaben der Kommune im Umweltschutz und auf seine or-
ganisatorische Einbindung eingegangen werden, um damit auch den überhaupt mögli-
chen Gestaltungsspielraum der Kommunen für neue Konzepte im Umweltbereich auf-
zeigen zu können. 
3.3 Kommunale Aufgaben im Umweltschutz 
Kommunen sind, wie schon im Kapitel 2 erläutert, als unterste staatliche Ebene Ausfüh-
rende des europäischen, nationalen und landesspezifischen Rechts und somit auch des 
Umweltrechts. Zentrale Umweltgesetze, mit denen sich die Kommunen im Rahmen ih-
rer Aufgabenerfüllung auseinandersetzen müssen, sind vor allem:91 
Deutsches Recht: 
- das Baugesetzbuch, 
- die Abfallgesetzgebung, 
- das Wasserrecht des Bundes und Länder, 
- das Naturschutzrecht von Bund und Ländern, 
- das Bundesimmissionsschutzgesetz und seine Ausführungsverordnungen. 
Europäisches Recht: 
- Richtlinie zur Umweltverträglichkeitsprüfung, 
- Richtlinie zum Zugang zu Informationen über die Umwelt, 
- mit den jeweiligen deutschen Umsetzungsgesetzen. 
                                                 
87 Zur Erinnerung hier noch einmal die Definition: “Nachhaltige Entwicklung ermöglicht die Befriedigung von Be-
dürfnissen der heutigen Generationen ohne die Bedürfnisse zukünftiger Generationen einzuschränken.” Konferenz 
der Vereinten Nationen für Umwelt und Entwicklung (UNCED) (Hrsg.) (1987), S. 43. 
88 Vgl. Präambel der Agenda 21, Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU) (Hrsg.) 
(1992). 
89 Vgl. ZIMMERMANN, M. (1997), S. 25. 
90 Vgl. MÜLLER, A. (1996), S. 50. 
91 Vgl. HAMMERBACHER, R. (1994), S. 5f. 
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Auch die traditionellen Aufgabenbereiche der Kommune werden zunehmend unter um-
weltpolitischen Gesichtspunkten bedeutsam. So ist die KGSt anhand einer darauf ausge-
richteten Untersuchung ihres Aufgabengliederungsplans zu dem Ergebnis gelangt, daß 
mehr als 2/3 aller Aufgabenbereiche umweltrelevant sind und daß Umweltschutz somit 
ein aufgabenübergreifendes „Zielfeld kommunaler Tätigkeit“ sein muß.92 Wird die Art 
der Aufgabenerfüllung in den Vordergrund gestellt, so können drei umweltrelevante 
Handlungsfelder unterschieden werden.93 
Umweltschutz im engeren Sinne umfaßt hierbei die ordnungsbehördliche Überwa-
chung und Gefahrenabwehr, bei der die Kommunen überwiegend an bundes- und lan-
desgesetzliche Vorgaben und an Ortsrecht gebunden sind (z. B. Bauaufsicht, Verkehrs-
regelungen und -beschränkungen, Lärmbekämpfung, allgemeine ordnungsbehördliche 
Tätigkeiten in den Bereichen Abfall, Energie, Wasser, Landschaftspflege und Gesund-
heitswesen). 
Umweltschutz im weiteren Sinne stellt die entsprechende Ausgestaltung kommunaler 
Einrichtungen und Dienstleistungen dar. Hierbei handelt es sich um betriebliche Durch-
führungs- und Vollzugsaufgaben (z. B. Abwasserbehandlung, Abfallbeseitigung, kom-
munaler Hoch- und Tiefbau, Grünflächen- und Forstwesen, Naherholungsbereich, öf-
fentlicher Personennahverkehr, Versorgung mit leitungsgebundener Energie). 
Ein umfassender Umweltschutz strebt eine kommunale Umweltvorsorge und Um-
weltplanung an. Hier wären insbesondere querschnitthafte kommunale Aufgabenfelder, 
wie die kommunale Bauleitplanung, örtliche Landschaftsplanung, fachliche Entwick-
lungsplanung (z. B. Verkehr, Energie) und informelle Maßnahmen der Freiraumsiche-
rung (z. B. Liegenschaftspolitik), einzuordnen. 
HUCKE94 differenziert die wichtigsten kommunalen Umweltaufgaben wiederum nach 
„kommunalen Dienstleistungsaufgaben“ für die Bürger und „räumlichen Entwicklungs-
aufgaben“ (vgl. Abbildung 3). 
                                                 
92 Vgl. BAUMHEIER, R. (1993), S. 53 ff. Eine Auflistung der umweltrelevanten kommunalen Aufgaben würde den 
Rahmen dieser Arbeit sprengen, deshalb sei auf die entsprechenden Berichte der KGSt in diesem Zusammenhang 
verwiesen: KGSt Bericht 26/1973; KGSt Bericht 5/1985; KGSt Bericht 11/1986; KGSt Bericht 10/1987; KGSt Be-
richt 9/1988; KGSt Bericht 5/1991; KGSt Bericht 18/1992. 
93 Vgl. DEUTSCHER STÄDTETAG (1985); FIEDLER, K. P. (1991). 
94 Vgl. HUCKE, J. (1999), S. 646. 
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Abbildung 3: Umweltschutzaufgaben 
(Quelle: Hucke, J. (1999), S. 646.) 
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Hierbei ist bereits erkennbar, daß es für den kommunalen Umweltschutz aufgrund sei-
nes Querschnittscharakters keine eindeutige Gliederung gibt. Dieses Problem zeigt sich 
insbesondere in der organisatorischen Einbindung des kommunalen Umweltschutzes, 
worauf im nächsten Abschnitt eingegangen wird. 
3.4 Organisatorische Einbindung des kommunalen Umweltschutzes 
Für den Umweltschutz hat sich vor allem als grundsätzliches Problem erwiesen, daß es 
sich nicht um einen traditionellen, abgrenzbaren und konkret bestimmbaren Verwal-
tungszweck handelt, sondern um eine nur schlecht abgrenzbare Querschnittsaufgabe. Es 
besteht keine eindeutige Regelung darüber, welche Aufgaben die einzelnen Fachämter 
einer Kommune im Umweltschutz wahrzunehmen haben. Bei den meisten Kommunen 
hatte das zunächst zu einer sehr schwach organisierten Verankerung des Umweltschut-
zes geführt.95  
In den größeren Kommunen zeigte sich in den neunziger Jahren ein Trend zur Zentrali-
sierung der wichtigsten umweltrelevanten Aufgaben in einem Umweltamt oder einem 
Umweltdezernat.96 Für diese Organisationsform sprach vor allem die Notwendigkeit ei-
ner Bündelung von materiellen und personellen Ressourcen und Informationen speziell 
für Aufgaben des kommunalen Umweltschutzes sowie die damit verbundene Chance 
einer präventiv orientierten Planung und darauf abgestimmten Koordination von abtei-
lungsspezifischen Entscheidungen und Aktivitäten.97 
In einigen Städten führt die schon angesprochene Verwaltungsmodernisierung wieder 
zur Auflösung der zentralen Umweltfachverwaltung (Dezernat, Amt) zugunsten einer 
neuen Dezentralisierung.98 QUANTE & SCHWARZ99 gehen davon aus, daß keine Organi-
sationsform als die richtige für den kommunalen Umweltschutz gesehen werden kann. 
Vielmehr hängt die Wirkung jeder Organisationsform auf den Umweltschutz primär da-
von ab, „… wie breit der Konsens unter den Akteuren in Richtung auf die Entwicklung 
einer aktiven kommunalen Umweltschutzpolitik ist und wie ernsthaft die verantwortli-
chen Akteure vor Ort ihre auch auf finanziellen Engpässen bestehenden Handlungsspiel-
räume zur Entwicklung einer ökologischen Strukturreform tatsächlich nutzen.“100 
Eine neue Herausforderung für die Kommunen stellt die Einbindung der Lokalen Agen-
da 21 dar, die sich zwar an alle Akteure der Kommune richtet, bei der Umsetzung je-
doch im großen Maße von der Initiative der Kommune, insbesondere der Kommunal-
verwaltung, abhängt. Die Lokale Agenda 21 und die Rolle der Kommune im Rahmen 
dieser Agenda sollen deshalb hier dargestellt werden. 
                                                 
95 Vgl. BAUMHEIER, R. (1992), S. 16. 
96 Vgl. BAUMHEIER, R. (1991), S. 187; RITTER, E.-H. (1995), S. 291. 
97 Vgl. QUANTE, M.; SCHWARZ, M. (1995), S. 18. 
98 Vgl. EBENDA. 
99 Vgl. EBENDA. 
100 Vgl. EBENDA. 
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3.5 Kommune und Lokale Agenda 21 
Die Agenda 21 gibt den Kommunen im Kapitel 28.3 den direkten Auftrag, mit allen In-
teressensgruppen ihrer Bürgerschaft in einen Konsultationsprozeß einzutreten mit dem 
Ziel, einen Konsens über eine Lokale Agenda 21 zu erzielen.101 Unter Konsultati-
onsprozeß wird dabei „ein gemeinschaftlicher, partnerschaftlicher und organisierter Dia-
logprozeß zwischen den unterschiedlichen kommunalen Akteuren“ 102 verstanden. 
Die Lokale Agenda 21103 stellt hierbei einen langfristigen Aktionsplan dar, mit dem Ziel 
einer nachhaltigen Entwicklung der Kommune im 21. Jahrhundert. Die Erstellung und 
Umsetzung dieses Aktionsprogramms muß das Ziel jedes Agenda-Prozesses sein.104 Die 
Agenda 21 selbst gibt kein Verfahren für den Ablauf des Lokalen Agenda 21-Prozesses 
vor, jedoch zeigt die Erfahrung, daß bestimmte Probleme und Fragestellungen immer 
wieder auftauchen.105 Die Schritte des in Abbildung 4 dargestellten Ablaufes können als 
Richtschnur für einen Lokalen Agenda 21-Prozeß dienen. 
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Abbildung 4: Schritte zur Lokalen Agenda 21 
(Quelle: ZIMMERMANN, M. (1997), S. 32) 
                                                 
101 In Kapitel 28.3 der Lokalen Agenda 21 heißt es: “Jede Kommune soll in einen Dialog mit ihren Bürgern, örtlichen 
Organisationen und der Privatwirtschaft eintreten und eine ‚kommunale Agenda 21‘ beschließen. Durch Konsulta-
tion und Herstellung eines Konsens würden die Kommunen von ihren Bürgern und von örtlichen Organisationen, 
von Bürger-, Gemeinde-, Wirtschafts- und Gewerbeorganisationen lernen und für die Formulierung der am besten 
geeigneten Strategien die erforderlichen Informationen erlangen.“ Vgl. BMU (Hrsg.) (1992). 
102 STARK, S. (1997), S. 18.  
103 Auf der Grundlage des erwähnten Kapitels der Agenda 21verpflichteten sich die europäischen Städte und Ge-
meinden in der 1994 verabschiedeten Charta von Aalborg zur Aufstellung einer „Lokalen Agenda 21“. 
104 Vgl. ZIMMERMANN, M. (1997), S. 32. 
105 Vgl. EBENDA; STARK, S. (1997), S. 43. 
 
Kommunales Umweltmanagement: 
Theoretische Anforderungen und Einordnung vorhandener Ansätze 
24
Als Ergebnis dieses Prozesses sollte die Lokale Agenda 21 folgende Elemente enthal-
ten:106 
- das übergeordnete Leitbild mit den festgelegten Zielen der ökonomischen, sozialen 
und ökologischen Entwicklung; 
- Programme und Konzepte zur Verwirklichung der festgelegten Ziele; 
- Vorschläge zur Umsetzung der Programme und Mechanismen zur Überprüfung der 
Zielerreichung (Erfolgskontrolle)107 mit Methoden und Zeitplänen zur Erreichung 
dieser Ziele und mit Nennung und (Selbst-)Verpflichtung der wesentlichen Akteure; 
- eine Dokumentation des gesamten Lokalen Agenda-Prozesses. 
Die Lokale Agenda 21 sieht für die Kommune, insbesondere die Kommunalverwaltung 
eine Schlüsselrolle vor. Dort, wo nicht bereits Impulse von den örtlichen Gruppen aus-
gehen, soll die Initiative für die Aufstellung einer Lokalen Agenda 21 von der Kommu-
nalverwaltung initiiert werden. Diese steht dabei unter starkem Handlungsdruck, was 
dazu führen kann, daß rasch Handlungsfelder festgelegt werden, die sich einerseits gut 
einpassen in die bestehende Verwaltungsstruktur und die andererseits aus Verwaltungs-
sicht einen schnellen Erfolg versprechen. Somit besteht das Risiko, daß die Verwal-
tungsstruktur und das aus der Sicht der Verwaltung Umsetzbare den Lokalen Agenda 
21-Prozeß bestimmen und der integrative und basisorientierte Ansatz der Lokalen A-
genda 21 aus den Augen verloren wird.108 
Für diese Arbeit soll das Besondere der Lokalen Agenda 21 festgehalten und damit die 
Rolle der Kommune bei einer nachhaltigen Entwicklung deutlich gemacht werden. So 
bietet die Lokale Agenda 21 zum einen als inhaltliche Innovation einen „integrierten 
Ansatz“ für die Bereiche Wirtschaft, Soziales und Umwelt. Zum anderen ist in den ge-
forderten Konsultationsprozessen eine methodische Innovation zu sehen. Dabei muß die 
Lokale Agenda 21 als Lernprozeß für alle beteiligten Akteure betrachtet werden.109 
In Deutschland haben ca. 1.360 Kommunen (rd. 8%) einen Agenda-Beschluß vorgelegt. 
Anfangs fehlte vor allem die Unterstützung durch die Bundesregierung. Dies ist auch 
darauf zurückzuführen, daß die Agenda 21 keine direkte Aufforderung an die National-
staaten zur Förderung und Unterstützung der Kommunen bei der Erstellung einer Loka-
len Agenda 21 formuliert hat.110 Seit Ende der neunziger Jahre haben einige Bundeslän-
der, wie z. B. Baden-Württemberg, Hessen, Bayern oder auch Nordrhein-Westfalen fi-
                                                 
106 Vgl. ZIMMERMANN, M. (1997), S. 32. 
107 Zur Beobachtung der Entwicklung der Zukunftsbeständigkeit der Kommune werden in den meisten Kommunen 
sog. Nachhaltigkeitsindikatoren entwickelt. Die meisten Indikatoren-Sets gehen jedoch nicht über allgemeine Um-
weltindikatoren, wie z. B. SO2 Immissionen pro Flächeneinheit, hinaus. Vgl. KUHN, S.; OTTO-ZIMMERMANN, 
K.; ZIMMERMANN, M. (1996), S. 53. 
108 Vgl. STARK, S. (1997), S. 20. 
109 Vgl. EBENDA. 
110 vgl. LANZ, G. 1998, S. 102. Weltweit versuchten bis 1997 ca. 1800 Kommunen die Lokale Agenda 21 umzuset-
zen. vgl. ZIMMERMANN, M. 1997, S. 25. 
 
Kommunales Umweltmanagement: 
Theoretische Anforderungen und Einordnung vorhandener Ansätze 
25
nanzielle Dauer- und Einzelförderungen initiiert, wodurch die Zahl der Agenda-
Beschlüsse in dieser Zeit stark angestiegen ist und weiterhin zunimmt.111 
3.6 Schlußfolgerungen für das Kommunale Umweltmanagement 
Aus der bisherigen Darstellung der Rolle der Kommune im Umweltschutz wird deut-
lich, daß sich die Probleme im Umweltschutz vor allem durch seine organisatorische 
Einbindung ergeben. Darin wird der Querschnittsfunktion des Umweltschutzes nicht 
genügend Rechnung getragen.112 
Es wird ersichtlich, daß die Rolle der Kommune bei ihrer Aufgabenerfüllung im Um-
weltschutz unterschiedlich betrachtet werden muß. Zum einen setzt die Kommune die 
vom Gesetzgeber vorgegebenen Aufgaben um. Hierbei können die Einwirkungsmög-
lichkeiten der Kommune auf die anderen Akteure in ihrem Umfeld, z. B. Unternehmen, 
Bürger untersucht werden. Zum anderen beeinflußt sie durch die Gestaltung ihrer Ei-
genaktivitäten im Rahmen der kommunalen Selbstverwaltung die Umweltqualität, z. B. 
im Energie- oder Entsorgungsbereich. Diese unterschiedlichen Betrachtungsmöglichkei-
ten werden im nächsten Kapitel eine entscheidende Rolle für diese Arbeit einnehmen. 
Auch sind die kommunalen Aufgaben im Umweltschutz zum großen Teil durch seine 
Ziele - Daseinsvorsorge, Schutz vor und Beseitigung von Umweltschäden - vorgege-
ben.113 Deshalb ergibt sich eine andere Ausgangslage für ein kommunales Umweltma-
nagement als im betrieblichen Umweltmanagement, was im ersten Abschnitt des nächs-
ten Kapitels beleuchtet wird.  
Die Lokale Agenda 21 kann eine Möglichkeit zur Neuausrichtung der kommunalen 
(Umwelt-)Politik bieten. Für diese Arbeit sind der innovative Charakter der Lokalen 
Agenda 21 und ihr stark basisorientierter Ansatz interessant. 
Im nächsten Kapitel wird der Begriff „kommunales Umweltmanagement“ für diese Ar-
beit definiert. Es werden Anforderungen festgelegt, die ein kommunales Umweltmana-
gement nach Auffassung der Verfasserin ausmachen sollen, um im Anschluß daran die 
Ansätze des Kommunalen Öko-Audit und der Kommunalen Naturhaushaltswirtschaft 
auf die Erfüllung dieser Anforderungen zu untersuchen und einzuordnen. 
                                                 
111 Auskunft vom 10.03.00 über CAF / Agenda Transfer, caf-mail-Dienst. Stand Januar 2000: 1.358, Stand Januar 
1999: 856; Stand Mai 1998: 353, Stand Februar 1997: 40 kommunale Agenda-Beschlüsse. 
112 Vgl. den schon erwähnten KGSt Bericht Nr. 18/1992. 
113 Im Unterschied zu Unternehmen, deren Formalziele Erfolg, Gewinn und Umsatz von ihrem Bestehen am Markt 
abhängt, haben die Organe der Kommune Bestandsschutz. Sie sind auf das Allgemeinwohl ausgerichtet. 
 
Kommunales Umweltmanagement: 
Theoretische Anforderungen und Einordnung vorhandener Ansätze 
26
4 Kommunales Umweltmanagement 
4.1 Der Begriff „kommunales Umweltmanagement“ 
In Abschnitt 1.2 wurde bereits erwähnt, daß für die Betrachtung in dieser Arbeit der 
funktionsübergreifende Begriff des Umweltmanagement (aus der Betrieblichen Um-
weltökonomie), insbesondere die Definition von MEFFERT114, herangezogen werden 
soll. Nach dieser Definition berücksichtigt das betriebliche Umweltmanagement „… bei 
der Planung, Durchsetzung und Kontrolle der Unternehmensaktivitäten in allen Berei-
chen Umweltschutzziele zur Vermeidung und Verminderung der Umweltbelastungen 
und zur langfristigen Sicherung der Unternehmensziele.“ 
Abgeleitet aus dieser Definition wird kommunales Umweltmanagement für diese Arbeit 
folgendermaßen definiert:115 
Das kommunale Umweltmanagement berücksichtigt bei Planung, Durchsetzung und 
Kontrolle der kommunalen Aktivitäten in allen Bereichen Umweltschutzziele zur Ver-
meidung und Verminderung der Umweltbelastungen und zur Sicherung der Daseinsvor-
sorge. 
Durch die schon an anderer Stelle dargestellte Struktur der Kommune116 und dem dar-
aus resultierenden Entscheidungsprozeß wird ersichtlich, daß der betriebswirtschaftliche 
Begriff nicht uneingeschränkt übertragbar ist. Die Besonderheit für die Bestimmung des 
Begriffs „kommunales Umweltmanagement“ liegt in der Eingrenzung des Betrach-
tungsobjekts und den sich daraus ergebenden unterschiedlichen Zielstellungen.117  
4.1.1 Eingrenzung des Betrachtungsobjektes und Ableitung der Zielstellung 
Kommunen sind nicht nur durch ihre Verwaltungstätigkeit und den Betrieb eigener Un-
ternehmen und Gebäude Umweltnutzer, sondern aufgrund der kommunalen Selbstver-
waltung auch wichtige umweltpolitische Akteure: etwa in der Flächennutzungs- und 
Bauleitplanung mit Vorgaben zur sparsamen Flächenbewirtschaftung und zum intelli-
genten und rationalen Energieeinsatz, bei der örtlichen Verkehrsplanung oder beim Be-
trieb kommunaler Einrichtungen im Bereich der Abfallwirtschaft, Wasser- und Energie-
versorgung.118 Auch kann unter Kommune der Lebensraum eines jeden Bürgers ver-
standen werden119, was eine noch weitreichendere Betrachtung von kommunalem Um-
weltmanagement nach sich zieht. Deshalb wird die Kommune in dieser Arbeit für die 
                                                 
114 MEFFERT, H.; KIRCHGEORG, M. (1998), S. 42. 
115 Diese Definition und auch die weiteren Überlegungen in Abschnitt 4.1 werden von der Verfasserin dieser Arbeit 
aus den bisherigen Darstellungen abgeleitet. Bisher gibt es keine Definition für “kommunales Umweltmanage-
ment”. 
116 Vgl. Abschnitt 2.3.1: Organe der Kommune waren dort die kommunale Vertretungskörperschaft (Rat), die Kom-
munalverwaltung und kommunale Unternehmen. 
117 Vgl. FOHLER-NOREK, C. (1998), S. 74.; BERBERICH-STIEBER, D.; OELSNER, G. (1996), S. 46. 
118 Vgl. BERBERICH-STIEBER, D.; OELSNER, G. (1996), S. 46. 
119 Vgl. EBENDA, S. 47. 
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Betrachtung eines kommunalen Umweltmanagements zuerst in vier Teilbereiche einge-
teilt:120 
I Die kommunale Verwaltung als Betrieb; 
II Kommunale Unternehmen und Eigenbetriebe; 
III Die Kommune als umweltpolitischer Akteur; 
IV Einbindung kommunaler Akteure. 
Diese Einteilung stellt verschiedene aber gleichermaßen legitime Auffassungen von 
kommunalem Umweltmanagement und damit unterschiedliche Zielsetzungen und He-
rangehensweisen dar. Der entscheidende Unterschied liegt in der Tiefe der Betrachtung 
der Umwelteinwirkungen einer Kommune.121 Abbildung 5 verdeutlicht dieses „Zwie-














Abbildung 5: Teilbereiche der Kommune für ein kommunales Umweltmanagement 
(Eigene Darstellung in Anlehnung an BERBERICH-STIEBER, D.; OELSNER, G. (1996), S. 49) 
Abbildung 6 stellt für die vier Teilbereiche die jeweiligen Betrachtungsobjekte, die da-
mit verbundene Betrachtungsgrundlage und die Zielstellung für ein kommunales Um-
weltmanagement in dem Teilbereich dar. 
                                                 
120 Vgl. EBENDA, S. 49. 
121 Vgl. FOHLER-NOREK, C. (1998), S. 74. 
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Abbildung 6: Gegenüberstellung der vier Teilbereiche für ein Kommunales Umweltmanagement 
(Eigene Darstellung) 
Der Bereich I wird von der Verfasserin als kommunales Umweltmanagement im en-
geren Sinne (i. e. S.) gesehen. Der Bereich II wird als eigenständiger Bereich betrach-
tet, da hier von der Struktur her keine Unterschiede zu privatwirtschaftlichen Unter-
nehmen in Bezug auf die Einführung eines Umweltmanagements nach EG-Öko-Audit- 
Verordnung oder ISO 14001ff.122 gesehen werden.123 Um diesen Bereich dennoch im 
Sinne eines ganzheitlichen Umweltmanagements mit der Kommune zu verknüpfen, 
können Instrumente, wie das Kontraktmanagement oder Beteiligungscontrolling aus 
dem Neuen Steuerungsmodell, angewandt werden.124 Dieser Bereich wird in dieser Ar-
beit nicht weiter betrachtet. 
Mit der Einbeziehung des Bereich III ergibt sich ein kommunales Umweltmanage-
ment im weiteren Sinne (i. w. S.). Durch ihre Vorgaben und Vorhaben v. a. im freiwil-
ligen Aufgabenbereich kann die Kommune Einfluß auf die aktuelle und künftige Um-
weltsituation nehmen. Entscheidend ist hierbei das Zusammenspiel zwischen der Ver-
waltung als planende und ausführende Instanz und dem Rat als politisches Entschei-
dungsgremium. Hier geht es darum, die Umweltpolitik der Kommune zu beurteilen und 
ein Managementsystem zu entwerfen, welches auch den politischen Bereich einbezieht. 
Es muß deutlich werden, wie ökologische Gesichtspunkte noch stärker als bisher in Pla-
nungen und Entscheidungen berücksichtigt werden können.125 
Schon die Betrachtung der Kommune als umweltpolitischer Akteur (Bereich III) stellt 
eine sehr anspruchsvolle Aufgabe dar, da hierbei nicht, wie beim Dienstleistungsbetrieb, 
                                                 
122 Diese beiden sind die gängigen Umweltmanagementsysteme im privatwirtschaftlichen Bereich. 
123 Vgl. BERBERICH-STIEBER, D.; OELSNER, G. (1996), S. 56.  
124 Vgl. hierzu Abschnitt 2.4.3. 
125 Vgl. BERBERICH-STIEBER, D.; OELSNER, G. (1996), S. 47. 
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betriebswirtschaftliche Erfahrungen herangezogen werden können. Wird als System-
grenze für diese Betrachtung der geographische Raum herangezogen (Bereich IV), so 
ergeben sich eine Vielzahl von Subsystemen (z. B. Wirtschaft, Gewerkschaft, Bürger, 
Verbände), die zusätzlich beachtet werden müssen. Für ein kommunales Umweltmana-
gement mit dieser Ausrichtung wäre eine Analyse der Datenentstehung, der Informati-
ons- und Kommunikationswege und der Steuerungsmöglichkeiten notwendig.126 Dieser 
vierte Bereich kann hier nicht vollständig betrachtet werden, da die Abgrenzung zu 
schwierig ist. Eine Möglichkeit diesen Bereich wenigstens ansatzweise in das kommu-
nale Umweltmanagement i. w. S. einzubeziehen, kann die Lokale Agenda 21 bieten. 
Das Leitbild der Lokalen Agenda 21 kann in die Zielebene des Umweltmanagements 
aufgenommen werden. Deshalb wird in Abschnitt 4.1.3 das Verhältnis von kommuna-
lem Umweltmanagement und Lokaler Agenda 21 untersucht. 
Die Struktur der Kommune war bereits dargestellt. Dort ist deutlich geworden, wie die 
Planung, Durchführung und Kontrolle der kommunalen Tätigkeiten ablaufen und wel-
che Veränderungen sich durch das neue Steuerungsmodell im Entscheidungsprozeß er-
geben. Ziel des kommunalen Umweltmanagements muß es sein, Umweltschutz als 
Querschnittsaufgabe in den Entscheidungsprozeß zu integrieren. Daher wird hier das 
Verhältnis von kommunalem Umweltmanagement und Verwaltungsmodernisierung un-
tersucht.  
4.1.2 Kommunales Umweltmanagement und Verwaltungsmodernisierung 
Kernpunkt des Neuen Steuerungsmodells ist die ergebnisorientierte Steuerung. Das 
Controlling wird dabei für die Umsetzung dieser Steuerung vorgesehen. Der Control-
linggedanke127, wie er für das Neue Steuerungsmodell angewandt wird, kann eine Mög-
lichkeit für die Übertragung der Reformgedanken auf das kommunale Umweltmanage-
ment bieten.128 
Querschnittsaufgabe Umweltschutz:  
Das kommunale Umweltmanagement verlangt die Überprüfung aller kommunalen Ak-
tivitäten auf die Erfüllung von Umweltschutzzielen hin. Umweltschutz wird dabei als 
Querschnittsaufgabe gesehen – also als eine Aufgabe, die in allen Bereichen der Verwal-
tung anfällt und bei der Bearbeitung beachtet werden sollte.129 Dafür muß eine neue 
„Architektur“ innerhalb der Verwaltung wahrgenommen werden. Von Rat und Verwal-
tungsspitze (oberste Leitungsebene) wird eine Führungsperson bestimmt, die ein ge-
schäftsbereichsübergreifendes Managementteam zusammenstellt. Dieses Team erarbei-
tet ein Maßnahmenprogramm für einen bestimmten Zeitraum. Die Leitungsebene ver-
pflichtet sich zur Erfüllung dieses Maßnahmenprogramms.130 
                                                 
126 Vgl. SCHÜPPHAUS, M.; HAMMERBACHER, R. (1997), S. 14 f. 
127 Vgl. Abschnitt 2.4.3: Controlling als Querschnittsaufgabe, Orientierung an einem Leitbild, Aufbau eines Maß-
nahmenprogramms zur Zielerreichung, Aufbau eines Berichtswesens zur Zielüberprüfung. 
128 Vgl. MÜLLER, A. (1996), S. 50. 
129 Vgl. KAISER, R.; LENZ, T.; NEBOCAT, I. u. a. (1994), S. 58. 
130 Vgl. EBENDA. 
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Leitbildorientierung: 
Bevor es jedoch zur Formulierung des Maßnahmenprogramms kommt, werden die all-
gemeinen Ziele der Kommune, im Sinne von Leitbildern, durch die oberste Leitungs-
ebene festgelegt, an denen das Maßnahmenprogramm ausgerichtet wird. Als Grundlage 
für die Zielbildung des kommunalen Umweltmanagements muß eine Bestandsanalyse 
durchgeführt werden. Das heißt, es wird eine Analyse der Umweltauswirkungen der 
Verwaltung und eine Ermittlung der aktuellen Umweltsituation der Kommune vorge-
nommen.131  
Definition der Produkte der Verwaltung und Formulierung eines Maßnahmenpro-
gramms: 
Durch die Leitungsebene müssen, wie bereits dargestellt, die Verantwortlichkeiten ge-
klärt und das Maßnahmenprogramm gebildet werden, welches konkrete Ziele, Maß-
nahmen, Zeit- und Mittelfestlegungen enthält.132 Hierbei ist wichtig, daß die „Produkte“ 
der einzelnen Verwaltungseinheiten definiert sind. „Produkte (im Sinne des Neuen Steu-
erungsmodells, Anm. d. V.) sind Leistungen, die von Stellen außerhalb des jeweils be-
trachteten Fachbereiches benötigt werden.“133 Diese Outputorientierung im Neuen Steu-
erungsmodell stellt eine Möglichkeit dar, die Kommune als umweltpolitischen Akteur 
und somit ihre indirekten Umweltauswirkungen, z. B. Gefährdung eines Biotops durch 
ein bestimmtes Bauvorhaben, zu betrachten.134 
Aufbau eines Berichtswesens: 
Um überprüfen zu können, ob das festgelegte Maßnahmenprogramm und die damit ver-
bundenen Ziele erreicht werden, ist ein aussagekräftiges Berichtswesen notwendig. Da-
für müssen Kennzahlen(-systeme) und Indikatoren geschaffen werden, an denen sich 
der Zielerreichungsgrad ablesen läßt.135 Für das oben dargestellte kommunale Umwelt-
management können Kennzahlen für folgende Bereiche aufgestellt werden: 
- Kennzahlen zur Bewertung der Umweltsituation des Verwaltungsbetriebes und der 
Effizienz der Umweltverwaltung (Kommunalverwaltung als Dienstleistungsbe-
trieb)136 
- Kennzahlen zur Bewertung der Umweltsituation der Kommune (Kommune als um-
weltpolitischer Akteur) 137 
In der kommunalen Praxis werden solche „Kennzahlen“, v. a. für den zweiten Bereich, 
gebildet. Hier sind zum Beispiel Umweltqualitätsziele und Umweltstandards zu nennen, 
die in kommunalen Umweltberichten veröffentlicht werden.138 
                                                 
131 Vgl. MÜLLER, A. (1996), S. 52. 
132 Vgl. EBENDA. 
133 STUCKE, N.; SCHÖNEICH, M. (1999), S. 125. 
134 Vgl. MÜLLER, A. (1996), S. 53. 
135 Vgl. REICHARD, C. (1996), S. 60f.  
136 Zum Beispiel Energie- oder Materialverbräuche in den einzelnen Dezernaten. 
137 Zum Beispiel Versiegelungsgrad, Immissionen, Ressourcenverbräuche. 
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Für dieses Berichtswesen muß die Ablauf- und Aufbauorganisation mit bestimmten Ver-
fahrensabläufen neu ausgerichtet werden. Hierbei spielt auch die oben angesprochene 
Dezentralisierung des Umweltschutzes als Querschnittsaufgabe eine Rolle. Das im 
Rahmen des Neuen Steuerungsmodells viel besprochene Reengineering der Verwaltung 
muß auch den Umweltschutz einbeziehen, wenn ein wirkungsvolles kommunales Um-
weltmanagement erreicht werden soll.139 
Die Nutzbarmachung des Neuen Steuerungsmodells bietet für das kommunale Um-
weltmanagement eine Chance zur Implementierung als ein gleichwertiges Management-
system neben anderen. Das kommunale Umweltmanagement muß einen Rahmen bilden 
für Instrumente, die innerhalb eines kommunalen Umweltmanagementsystems ange-
wandt werden können. Unter dem Begriff Umweltmanagementsystem wird im folgen-
den ein umfassendes System zur Feststellung des Umweltverbrauchs, der Organisati-
onsstruktur, Zuständigkeiten, Verhaltensweisen, förmliche Verfahren, Abläufe und Mit-
tel für die Festlegung der allgemeinen Ziele und die Durchführung des Maßnahmenpro-
gramms verstanden.140 Ein kommunales Umweltmanagementsystem stellt also die 
Struktur des Umweltmanagements dar. 
An dieser Stelle wird auf eine Studie des Umweltbundesamtes hingewiesen, die sich mit 
Umweltcontrolling in der Verwaltung beschäftigt.141 Aufgabe des Umweltcontrollings 
ist es dabei, entscheidungsrelevante Umweltinformationen zusammenzustellen, zu ana-
lysieren, zu bewerten und so verdichtete Informationen für Planungs-, Steuerungs- und 
Kontrollzwecke bereitzustellen. Dafür bedient es sich einer Vielzahl von Instrumenten 
(kommunale Umweltverträglichkeitsprüfung, Energie- und Abfallmanagement, Kosten-
Nutzen-Analysen etc.).142 Auf die einzelnen Instrumente wird in dieser Arbeit nicht ein-
gegangen. Jedoch wird deutlich, daß sich das kommunale Umweltmanagement eines 
Umweltcontrollings bedienen sollte. Umweltcontrolling stellt in diesem Sinne eine 
Teilmenge des kommunalen Umweltmanagementsystems dar, die letzteres in seinen 
wichtigsten Funktionen Planung, Durchführung und Kontrolle unterstützt.143 
Zusammenfassend kann für ein innovatives kommunales Umweltmanagement gesagt 
werden, daß es sich an den Ideen der Verwaltungsmodernisierung ausrichten sollte. Als 
eine weitere Anforderung wird nun die Einbindung in die Lokale Agenda 21 untersucht. 
4.1.3 Einbindung des kommunalen Umweltmanagements in eine 
Lokale Agenda 21 
Im Abschnitt 3.5 wurden die Lokale Agenda 21 und die Rolle der Kommune, im Be-
sonderen der Kommunalverwaltung, im Lokalen Agenda 21-Prozeß dargestellt. 
                                                 
139 Vgl. das Beispiel Wuppertal. In der Kommune wurde das Umweltdezernat aufgelöst. Umweltschutz wird nun ne-
ben Qualitätsmanagement, Controlling, Haushaltssicherung, Personalentwicklung und Frauenförderung als Quer-
schnittsaufgabe bearbeitet. Vgl. KAISER, R.; LENZ, T.; NEBOCAT, I. (1994), S. 58. 
140 Vgl. HOLST-GLÖSS, P.; ERDMENGER, C. (1997), S. 7. 
141 Umweltbundesamt (UBA) (Hrsg.) (1998), “Umweltcontrolling im Bereich der öffentlichen Hand (Vorstudie)”. 
142 Vgl. EBENDA, S. 46. 
143 Vgl. EBENDA, S. 50.  
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Die Lokale Agenda 21 verlangt, daß sich die gesamte kommunale Politik verstärkt an 
dem Gedanken der Nachhaltigkeit ausrichtet. Die Umweltdimension steht hier, wie be-
reits dargestellt, neben der sozialen und der ökonomischen Dimension. Neben den di-
rekten Umweltauswirkungen sollen mit einer stärkeren Gewichtung die indirekten Um-
weltauswirkungen, aber auch andere Bereiche kommunalen Handelns, also Ökonomie 
und Soziales erfaßt werden.144 
Die Kommunalverwaltung soll, wie dargestellt, als Begleiterin in den Konsultations- 
und Kommunikationsprozessen fungieren und damit eine Schlüsselrolle bei der Ent-
wicklung einer „nachhaltigen Kommune“ übernehmen. Wenn davon ausgegangen wird, 
daß sich in einem kommunalen Umweltmanagement im weiteren Sinne die Kommune 
als umweltpolitischer Akteur neben anderen Interessengruppen durchsetzen muß145, so 
sind die in der Lokalen Agenda 21 anwendbaren Kommunikationsinstrumente (Bürger-
forum, Runde Tische, offene Arbeitsgruppen etc.) auch für ein kommunales Umwelt-
management i. w. S. hilfreich.146  
Wird also von Anfang an der Nachhaltigkeitsgedanke in das kommunale Umweltmana-
gement einbezogen, so können sich für beide Prozesse positive Synergien ergeben. Das 
kommunale Umweltmanagement kann durch die Ausrichtung auf die Lokale Agenda 21 
eine neue Dimension erlangen, während sich der Lokale Agenda 21-Prozeß in seinem 
Ablauf mit dem Prozeß des kommunalen Umweltmanagements verzahnen kann und 
somit direkt in die Kommune eingebunden wird. 
4.1.4 Zusammenfassung: Anforderungen an ein kommunales Umweltmanage-
ment 
Die im nächsten Abschnitt dargestellten Konzepte sollen anhand folgender Fragestel-
lungen analysiert und auf die Anforderungen (Einordnung in den Betrachtungsbereich 
und Ableitung der Zielstellung, Verhältnis zur Verwaltungsmodernisierung, Verhältnis 
zur Lokalen Agenda 21) untersucht werden: 
- Welche Ausgangslage hat der Ansatz?  
- Welche Zielstellung ist mit dem Ansatz verbunden und wie ist diese Zielstellung in 
die Zielstellung des hier entwickelten kommunalen Umweltmanagements einzuord-
nen?  
- Was sind die wesentlichen Inhalte und wie sehen Ablauf und Aufbau des Ansatzes 
aus? 
- Wie ist das Verhältnis des jeweiligen Ansatzes zur Verwaltungsmodernisierung?  
                                                 
144 Vgl. LANZ, G. (1998), S. 108. 
145 Hier wird die Verflechtung von Bereich III und IV (Vgl. Abschnitt 4.1.1) erreicht. 
146 Beteiligungsmodellen wird in der Umweltpolitik zur Lösung von Konflikten und zur Einbeziehung der Bürger und 
ihrer Interessensgruppen eine immer größere Bedeutung zugesprochen. Vgl. FEINDT, P. H. (1997) „Kommunale 
Demokratie in der Umweltpolitik – Neue Beteiligungsmodelle”. Hier werden neben den partizipativen Ansätzen 
(Foren in der Lokalen Agenda, Energie-Tische, Community Advisory Panel) auch konfliktmittelnde (Mediation) 
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- Wie bezieht der Ansatz die Lokale Agenda 21 in seine Zielsetzung ein? 
- Wie finden die Ansätze in der Praxis Anwendung? 
- Wie kann der Ansatz zusammenfassend bewertet werden? 
Anhand dieser Fragestellungen wird eine Gegenüberstellung der Ansätze vorgenommen 
und damit ihre Möglichkeit zur Erfüllung des oben dargestellten Kommunalen Um-
weltmanagements überprüft. 
4.2 Öko-Audit für die Kommune 
In diesem Abschnitt soll das bereits in der Privatwirtschaft genutzte Umweltmanage-
ment nach der EG-Öko-Audit-Verordnung (EG-Öko-Audit-VO)147 auf seine Anwend-
barkeit für die Kommune untersucht werden. 
4.2.1 Ausgangslage 
Die EG-Öko-Audit-VO richtet sich in erster Linie an Unternehmen, die an einem oder 
mehreren Standorten eine gewerbliche Tätigkeit ausüben. Im Februar 1998 wurde die 
Ergänzungsverordnung zum Umweltauditgesetz (UAG ErwV)148 erlassen. Danach sind 
nun u. a. Handels- und Dienstleistungsunternehmen, Körperschaften des öffentlichen 
Rechts und öffentliche Unternehmen teilnahmeberechtigt. 
Seit Mitte 1999 wird die Revision der EG-Öko-Audit-VO in der EU-Kommission dis-
kutiert. Der Kreis der potentiellen Teilnehmer soll auch in der neuen EG-Öko-Audit-VO 
nicht mehr aufgrund der Art der Tätigkeit beschränkt sein. Die Erweiterung auf neue 
Bereiche zieht eine Ablösung des Standortbegriffs durch den Organisationsbegriff nach 
sich. So können dann mehrere Verwaltungsstandorte, die räumlich getrennt sind, trotz-
dem als eine Verwaltungsorganisation im Umweltmanagementsystem behandelt werden. 
Die Betrachtung des Organisationsbegriffs in der neuen EG-Öko-Audit-VO wird aller-
dings dahingehend begrenzt, daß grundsätzlich keine Einheiten, die kleiner als ein 
Standort sind, z. B. einzelne Anlagen, betrachtet werden können.149 
Nach der neuen EG-Öko-Audit-VO müssen zukünftig auch die indirekten Umweltein-
wirkungen erfaßt und bewertet werden. Damit müssen Kommunen, die ein Öko-Audit 
durchführen wollen, z. B. Planungsvorhaben berücksichtigen.  
                                                 
147 Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 des Rates vom 29.06.1993 über die freiwillige Beteiligung gewerblicher Unter-
nehmen an einem Gemeinschaftssystem für das Umweltmanagement und die Umweltbetriebsprüfung. 
148 Verordnung nach dem Umweltauditgesetz über die Erweiterung des Gemeinschaftssystems für das Umweltmana-
gement und die Umweltbetriebsprüfung auf weitere Bereiche (UAG-Erweiterungsverordnung  - UAG-ErwV) 
149 Vgl. LÜTKES, S. (1999), S. 11. 
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Zum anderen verweist die neue EG-Öko-Audit-VO bei der Ausgestaltung des Umwelt-
managementsystems auf den entsprechenden Teil der weltweit verfügbaren Umweltma-
nagementnorm DIN ISO 14001 ff.150 Absicht ist es, den Unternehmen, die sich ein 
Umweltmanagementsystem nach DIN ISO 14001 ff. aufgebaut haben, eine schnellere 
Validierung und Zertifizierung nach dem EG-Öko-Audit zu ermöglichen.151 Das Kom-
munale Öko-Audit wird in dieser Arbeit in seinen grundlegenden Inhalten nach der al-
ten EG-Öko-Audit-VO dargestellt.152 
4.2.2 Zielstellung und Betrachtungsobjekt des Kommunalen Öko-Audits  
Das originäre Ziel der EG-Öko-Audit-VO ist der Aufbau eines Umweltmanagementsys-
tems zur kontinuierlichen Verbesserung des betrieblichen Umweltschutzes im Rahmen 
gewerblicher Tätigkeiten.153 
Der Grund für die Überlegung der Kommunen, ein Umweltmanagementsystem nach der 
EG-Öko-Audit-VO einzuführen, liegt darin, daß dieses System ein strukturiertes Vorge-
hen im Hinblick auf die immer komplexer werdenden Umweltaufgaben ermöglicht.154 
Hier ist bereits erkennbar, daß die Doppelrolle der Kommune - „Kommunalverwaltung 
als Betrieb“ und „Kommune als umweltpolitischer Akteur“ – entscheidend für die Ziel-
stellung des kommunalen Öko-Audits ist. Auf den Teilbereich „Kommunalverwaltung 
als Betrieb“ sind die Elemente der EG-Öko-Audit-VO prinzipiell übertragbar. Sie müs-
sen jedoch den Organisationsstrukturen und besonderen Rahmenbedingungen einer 
Kommune angepaßt werden.155 Die Entscheidungskompetenzen liegen bei Kommunen 
nicht allein bei der Leitungsebene der Kommunalverwaltung, sondern umfassen die 
Verwaltungsspitze und die Politikebene (Rat). 
Bei Betrachtung der „Kommune als umweltpolitischer Akteur“ müssen, wie bereits er-
wähnt, die indirekten Umweltauswirkungen der Kommune einbezogen werden, was in 
der originären EG-Öko-Audit-VO nicht vorgeschrieben ist. Wird der Weg der „Kom-
mune als umweltpolitischer Akteur“ gewählt, kann der Bezug zur Verwaltungsmoderni-
sierung helfen, indirekte Umweltauswirkungen zu betrachten. Außerdem läuft dann der 
Gesamtprozeß eher in die Richtung des Lokalen Agenda 21-Prozesses.156 
                                                 
150 Die 1996 eingerichtete Norm für Umweltmanagementsysteme konzentriert sich stärker auf schon bestehende Ma-
nagementsysteme. Die strukturellen Übereinstimmungen zwischen beiden Systemen haben dazu geführt, daß die 
DIN ISO 14001 teilweise als der EG-Öko-Audit-VO gleichwertig anerkannt wird. So müssen Unternehmen, die 
bereits ein Umweltmanagement nach DIN ISO 14001 haben, nur noch bestimmte Elemente, wie Umweltprüfung 
und Umwelterklärung durchführen, um nach der EG-Öko-Audit-VO validiert werden zu können. Kommunen kön-
nen also entscheiden, ob sie sich nach der EG-Öko-Audit-VO validieren lassen und gleichzeitig das Umweltmana-
gementsystem aus der in diesem Punkt besser ausgearbeiteten DIN ISO 14001 aufbauen. Vgl. hierzu einen Artikel 
von FELDHAUS, G. (1998). 
151Vgl. LÜTKES, S. (1999), S. 11. 
152 Die Standortdiskussion wird nicht einbezogen. Bisher haben Kommunen nur Teilstandorte (z. B. Rathaus, Amt) 
betrachtet und diese validieren lassen.  
153 Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 Art.1 Abs. 2. 
154 Vgl. HOLST-GLÖSS, P.; ERDMENGER, C. (1996), S. 11. 
155 Vgl. SCHÜPPHAUS, M.; HAMMERBACHER, R. (1997), S. 10. 
156 Vgl. FOHLER-NOREK, C. (1998), S. 75. 
 
Kommunales Umweltmanagement: 
Theoretische Anforderungen und Einordnung vorhandener Ansätze 
35
Im Sinne einer ganzheitlichen Betrachtung, wie es das in dieser Arbeit definierte Um-
weltmanagement verlangt157, müßte das Öko-Audit beide Ansätze („Kommunalverwal-
tung als Betrieb“ und „Kommune als umweltpolitischer Akteur“) einbeziehen. Darauf 
wird an späterer Stelle eingegangen. Zunächst wird der Aufbau und Ablauf des Öko-
Audit dargestellt. 
4.2.3 Wesentliche Inhalte, Aufbau und Ablauf des Öko-Audits 
Gemäß der EG-Öko-Audit-VO müssen folgende Arbeitsschritte durchgeführt werden:158 
1. Schritt Erstellung der kommunalen Umweltleitlinien159 
Nach einer ersten Umweltprüfung werden umweltbezogene Gesamtziele und Leitlinien 
für die Gemeinde entwickelt. Hierfür können in der Kommune schon vorhandene Leit-
linien, umweltpolitische Konzepte und auch Umweltberichte herangezogen werden.160  
Die Anforderungen der EG-Öko-Audit-VO für die Erstellung der Umweltpolitik finden 
sich im Anhang I der Verordnung.161 Ein wichtiger Punkt hierbei ist die Forderung der 
Festlegung der Umweltpolitik auf höchster Managementebene, was bei der Kommune 
dem Rat und der Verwaltungsspitze entspricht. Daher sollten die Umweltleitlinien per 
Ratsbeschluß festgelegt werden.162 
2. Schritt Durchführung der ersten Umweltprüfung 
Die Umweltprüfung stellt eine erste umfassende Ist-Analyse aller Aktivitäten und Tä-
tigkeiten der Kommune und des Umweltzustands dar. Hier sollen die umweltrelevanten 
Tätigkeiten systematisch aufgedeckt, untersucht und bezüglich ihrer Umweltrelevanz 
bewertet werden. Anhand von Soll-Zielen – gesetzlich vorgegebene Bestimmungen oder 
freiwillige Vorgaben der Kommune – wird dann eine Schwachstellenanalyse durchge-
führt, auf deren Grundlage Handlungsziele festgelegt werden können.163 
Die Umweltprüfung in einer Kommune wird durch das Problem der Abgrenzung des 
Untersuchungsgegenstands erschwert. Auch wenn die gesamte kommunale Gebietskör-
perschaft als Bezugsobjekt herangezogen werden soll, wird, vor allem bei großen 
Kommunen, eine Schwerpunktbildung vorzunehmen sein.164 Die Umweltprüfung soll 
zwar alle Handlungsbereiche der Kommunalverwaltung einbeziehen, kann sich aber 
räumlich oder funktional in bestimmte Teilbereiche aufgliedern, z. B. nach Aufgabenbe-
reichen (z. B. Querschnittsämter) oder nach Standorten einzelner Verwaltungsgebäude 
der Kommunalverwaltung.165 
                                                 
157 Als ein kommunales Umweltmanagement i.w.S. 
158 Vgl. BAUMANN, W.; BOGUSLAWSKI, A. VON; KÜHLING, W. (1998), S. 9. 
159 Der Bezeichnung “Umweltpolitik”, wie sie die EG-Öko-Audit-VO in Art. 2a) vorgibt, ist für das kommunale Öko-
Audit nicht sehr günstig, da im kommunalen Bereich unter Umweltpolitik etwas anderes verstanden wird. Als Al-
ternative wird hier der Begriff “Umweltleitlinien” verwendet. 
160 Vgl. Landesanstalt für Umweltschutz Baden-Württemberg (LfU) (Hrsg.) (1998), S. 20. 
161 Vgl. Verordnung (EWG) Nr. 1836/93, Anhang I. 
162 Vgl. FOHLER-NOREK, C. (1996), S. 324; LfU (Hrsg.) (1998), S. 20. 
163 Vgl. BAUMANN, W.; BOGUSLAWSKI, A. VON; KÜHLING, W. (1998), S. 12. 
164 Nach ISO 14001 ff. und nach der zukünftigen EG-Öko-Audit-VO wird es möglich sein, das Öko-Audit für die ge-
samte Verwaltung liegenschaftsübergreifend durchzuführen. Vgl. LfU (Hrsg.) (1998), S. 10. 
165 Vgl. EBENDA; BAUMANN, W.; BOGUSLAWSKI, A. VON; KÜHLING, W. (1998), S. 12. 
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3. Schritt Aufbau eines Umweltmanagementsystems 
Die EG-Öko-Audit-VO definiert das Umweltmanagementsystem als den „Teil des ge-
samtübergreifenden Managementsystems, der die Organisationsstruktur, Zuständigkei-
ten, Verhaltensweisen, förmliche Verfahren, Abläufe und Mittel für die Festlegung und 
Durchführung der Umweltpolitik (hier der Umweltleitlinien, Anm. d. V.) einschließt.“166 
Hierfür müssen Verantwortlichkeiten und Befugnisse in bezug auf den kommunalen 
Umweltschutz festgelegt werden. Es wird ein Managementvertreter bestimmt, der für 
Anwendung und Aufrechterhaltung des Umweltmanagementsystems zuständig ist.167  
Für eine erfolgreiche Umsetzung des Umweltmanagementsystems ist die Information 
von herausragender Bedeutung. Deshalb sind alle ökologisch relevanten Daten und Fak-
ten in einem kommunalen Umweltinformationssystem zusammenzustellen.168  
4. Schritt Erarbeitung der Umwelterklärung und des Umweltberichts 
Nach der EG-Öko-Audit-VO sind die Umweltleitlinien, die Aktivitäten der Kommune 
im Umweltschutz, die Ergebnisse und Bewertung der Umweltprüfung sowie das Um-
weltprogramm und das Umweltmanagementsystem in einer Umwelterklärung zusam-
menzufassen und der Öffentlichkeit in Form des Umweltberichtes zugänglich zu ma-
chen.169 Die Umwelterklärung kann hierbei als Handlungsgrundlage für alle politischen 
und gesellschaftlichen Umweltaktivitäten der Kommune dienen.170 
5. Schritt Validierung und Zertifizierung 
Ein unabhängiger Umweltgutachter prüft in einer Umweltbetriebsprüfung, ob die Um-
weltleitlinien (Umweltpolitik), Umweltprogramm, Umweltmanagementsystem und 
Umwelterklärung mit den Anforderungen in der Verordnung übereinstimmen. Bei Erfül-
lung erfolgt die Validierung und die Eintragung der Standorte. Öffentliche Einrichtun-
gen können sich in das nationale Register eintragen lassen. Wenn die Revision der EG-
Öko-Audit-VO erfolgt und damit die Erweiterung des Teilnehmerkreises, so wird das 
nationale in das europäische Register übertragen.171 
Das Öko-Audit unterliegt einem kontinuierlichen Verbesserungsprozeß. Die Umweltbe-
triebsprüfung wird deshalb in einem bestimmten Zyklus (nach der EG-Öko-Audit-VO 
bisher alle drei Jahre) wiederholt. Dabei werden Umweltprogramm und Umweltziele 
auf ihre Leistung hin bewertet und ihre Übereinstimmung mit der Umweltpolitik über-
prüft. Abbildung 7 stellt den Öko-Audit-Zyklus noch einmal vereinfacht dar. 
                                                 
166 Verordnung (EWG) Nr. 1836/93, Art. 2e. 
167 Vgl. LfU (Hrsg.) (1998), S. 16. 
168 Vgl. FOHLER-NOREK, C. (1996), S. 320. 
169 Verordnung (EWG) Nr. 18/36/93, Art. 5, Absatz 2. 
170 Vgl. BAUMANN, W.; BOGUSLAWSKI, A. VON; KÜHLING, W. (1998), S. 18. 
171 Vgl. EBENDA, S. 20. 
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Abbildung 7: Der Öko-Audit-Zyklus 
(Quelle: LfU (Hrsg.) (1998), S. 4) 
Wegen der zunehmenden konkreten Betroffenheit der Bürger bei der Festlegung der 
Umweltziele und Maßnahmenkonzepte im Rahmen eines handlungsorientierten Um-
weltprogramms müssen hier die durch Gesetz festgelegten politischen Gremien, wie 
Gemeindevorstand (Magistrat) und Gemeindevertretung (Stadtverordnetenversamm-
lung), in den Entscheidungsprozeß integriert werden.172 Auch die Mitarbeiter der Kom-
munalverwaltung sollen in den Veränderungsprozeß eingebunden werden. Hier sollten 
neue organisatorische Konzepte, wie Teamarbeit und Projektgruppenarbeit, Anwendung 
finden.173 
Die Einführung eines Umweltmanagementsystems nach der EG-Öko-Audit-VO stellt, 
wie hier ersichtlich wird, einen Eingriff in die Strukturen der Kommune dar. Dies darf 
nicht dazu führen, daß sich die Kommunen lediglich auf ein weiteres „Experimentier-
feld“ begeben und das Personal schließlich durch die Konfrontation mit immer neuen 
Systemen und Instrumenten handlungsunfähig wird. Von der Praxisseite wird deshalb 
immer wieder erwähnt, daß das Öko-Audit eine Chance als praxisorientierter Ansatz 
hat, wenn es in das Neue Steuerungsmodell integrierbar ist und die Aufstellung einer 
Lokalen Agenda 21 erleichtert.174 
                                                 
172 Vgl. EBENDA, S. 17. 
173 Vgl. EBENDA, S. 18. 
174 Vgl. SINOFZIK, M. (1997), S.7. 
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4.2.4 Kommunales Öko-Audit und Verwaltungsmodernisierung 
Das Umweltmanagement nach der EG-Öko-Audit-VO fügt sich in die neue Philosophie 
der Verwaltungsreform ein. Als Parallelen zwischen dem Öko-Audit und dem in deut-
schen Kommunen propagierten Neuen Steuerungsmodell werden genannt: die Leitbild-
orientierung, die transparente Gestaltung von Zuständigkeiten und Arbeitsabläufen so-
wie die ständige Dokumentation und Bewertung der Leistung.175 Dies fügt sich auf den 
ersten Blick in die Sichtweise der oben dargestellten Anforderung der Verbindung des 
Kommunalen Umweltmanagements mit dem Neuen Steuerungsmodell. Jedoch betrach-
tet das Öko-Audit, wird es genau nach der Verordnung angewendet, nur die internen, di-
rekten Umweltauswirkungen der Kommunalverwaltung.176 In der Verbindung des Öko-
Audits mit der Verwaltungsmodernisierung kann nun die Chance gesehen werden, zu-
sätzlich indirekte Umweltauswirkungen zu erfassen, indem die „Produkte“ der Verwal-
tung unter ökologischem Blickwinkel betrachtet werden. Damit nähert sich das originä-
re Öko-Audit der Forderung eines Kommunalen Umweltmanagement i.w.S. an.  
In einem Modellprojekt in Baden-Württemberg177 wurde diese Ausweitung des Öko-
Audits auf die „Kommune als umweltpolitischen Akteur“ bereits untersucht. Dabei 
wurden die Produkte und Dienstleistungen systematisiert nach ihrer Art (materielle Pro-
dukte/Dienstleistungen), der Anbindung an technische Infrastruktur sowie Zielgruppen 
der Dienstleistungen (Verwaltung/externe Akteure). So wurden fünf Kategorien von 
Produkten unterschieden (siehe Abbildung 8).178 
                                                 
175 Vgl. HERMANNS, K. (1998), S. 17. 
176 Mit der Erneuerung der EG-Öko-Audit VO in diesem Jahr wird zukünftig die Berücksichtigung der Produktpla-
nung in Umweltleitlinien, Umweltprüfung und Umweltprogramm gefordert werden. Vgl. FRINGS, E. (1998), S. 
69. 
177 Da das Öko-Audit schon in einigen Kommunen Anwendung findet, sollen wichtige Ergebnisse aus Praxisprojek-
ten (vgl. Abschnitt 4.2.6) die Darstellung der hier theoretisch festegelegten Anforderungen für das bessere Ver-
ständnis einbezogen werden. 
178 Vgl. FRINGS, E. (1998), S. 69. 
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Abbildung 8: Produkte und Dienstleistungen einer Kommunalverwaltung 
(Quelle: FRINGS, E. (1998), S. 70) 
Nach der ersten Modellphase (Untersuchung materieller Produkte und an die Infrastruk-
tur gebundener Dienstleistungen) wurden die Produkte und Dienstleistungen betrachtet, 
die über Planungen und Konzepte das Umweltverhalten anderer Akteure in der Kom-
mune beeinflussen. Dabei sollten Vorgehensweisen zur Berücksichtigung von Umwelt-
schutz in diesen Tätigkeitsbereichen etabliert werden, z. B. im Verkehrsbereich. Es wur-
den Umweltindikatoren entwickelt, die als Entscheidungshilfe bei zukünftigen Planun-
gen dienen und die ökologischen Erfolge der Verkehrskonzeption dokumentieren sol-
len.179 
Im Umweltprogramm wurden Ziele und Maßnahmen für die Verkehrsplanung der Stadt 
erarbeitet, z. B. Erhöhung des Radfahreranteils am Verkehrsaufkommen (Ziel) durch 
Vergrößerung des Radverkehrsnetzes oder Verbesserung der Wegebeläge (Maßnahmen). 
Die Umsetzung des Umweltprogramms kann damit jährlich überprüft und in Arbeits-
kreisen diskutiert werden. 180 
Mit dem Umweltmanagementsystem kann ein Instrument zur internen ökologischen 
Kontrolle und zur Dokumentation der Leistungen der Verwaltung gegenüber dem Ge-
meinderat (durch ein Berichtswesen) und der Öffentlichkeit (durch Umweltberichte) zur 
Verfügung gestellt werden. Die hier für die Verkehrsplanung durchgeführte Vorgehens-
weise muß in allen umweltrelevanten Aufgabenbereichen der Kommune eingeführt 
werden, z. B. in der Bauleitplanung, in der Energiepolitik und im Naturschutz (Land-
schaftsplanung).181  
                                                 
179 Vgl. EBENDA, S. 70. 
180 Vgl. EBENDA, S. 71. 
181 Vgl. EBENDA. 
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Es zeigt sich also, daß mit der Verwaltungsmodernisierung eine Ausweitung des kom-
munalen Umweltmanagements i. e. S. hin zur Betrachtungsweise „Kommune als um-
weltpolitischer Akteur“ erreicht werden kann, indem die kommunalen Handlungsfelder 
als Dienstleistungen bzw. Produkte definiert und in das Öko-Audit einbezogen werden.  
4.2.5 Kommunales Öko-Audit und Lokale Agenda 21 
Auch die Einbindung in den Lokalen Agenda 21-Prozeß empfiehlt sich, wenn der Rah-
men für das Kommunale Öko-Audit weiter gefaßt wird, also Politik und Bevölkerung 
einbinden will. Zum Beispiel sollten die „Kommunalen Umweltleitlinien“, die im Öko-
Audit festgelegt werden, auf das Leitbild im Lokalen Agenda 21-Prozeß abgestimmt 
werden. Hierfür kann eine Projektgruppe „Kommunales Öko-Audit“ gebildet werden, in 
der neben Vertretern aus der Kommunalverwaltung und der Politik auch Bürger, Bürger-
initiativen und Vertreter der Wirtschaft mitarbeiten. Allerdings muß dann mit einem grö-
ßeren Zeitaufwand gerechnet werden.182 
Bei den Praxisprojekten in Baden-Württemberg183 hat sich gezeigt, daß auf mindestens 
drei Ebenen Verbindungen zwischen Öko-Audit und Lokaler Agenda 21 bestehen kön-
nen:184 
- Durch die Überprüfung und Verbesserung der Umweltqualität in dem Bereich, in 
dem das Öko-Audit durchgeführt wird, kann es einen Beitrag zur nachhaltigen Ent-
wicklung in der Kommune leisten. Es trägt mit dem Aufbau des Umweltmanage-
mentsystems zur Reduzierung des Ressourcenverbrauchs und der Umwelteinwir-
kungen durch die Verwaltung bei. Die Kommune und insbesondere die Kommunal-
verwaltung nimmt somit eine Vorbildfunktion für die Entwicklung einer Lokalen 
Agenda 21 wahr.  
- In der Agenda 21 wird das Umweltmanagement als Schlüsseldeterminante für eine 
nachhaltige Entwicklung in der Privatwirtschaft genannt. Dabei wird das (betriebli-
che) Öko-Audit direkt angesprochen.185 Die Kommune kann die Umsetzung des 
Öko-Audits in der Wirtschaft fördern, z. B. durch Beratungen, und mit der Durch-
führung eines eigenen Kommunalen Öko-Audit gleichzeitig eine Vorbildfunktion 
übernehmen.  
- In dem Prozeß der Lokalen Agenda 21 wird die Integration von Umweltzielen in die 
Entscheidungsfindung auf der Politik- und Verwaltungsebene sowie die Konkretisie-
rung von Handlungsprogrammen gefordert. Da beide Aspekte auch Elemente des 
Öko-Audits sind, können die Ablaufschritte des Öko-Audits zur Strukturierung des 
Agenda-Prozesses beitragen. 
                                                 
182 Vgl. BAUMANN, W.; BOGUSLAWSKI, A. VON; KÜHLING, W. (1998), S. 11. 
183 Vgl. Abschnitt 4.2.6. 
184 Vgl. LfU (Hrsg.) (1998), S. 11. 
185 Vgl. Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU) (Hrsg.) (1992), Kapitel 30.3. 
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Das Kommunale Öko-Audit kann also einen wichtigen Beitrag zur Lokalen Agenda 21 
leisten, wenn es deren Leitgedanken in seine eigene Zielstellung und die Umsetzung 
einbezieht.186 
4.2.6 Praktische Beispiele für Kommunales Öko-Audit 
In Deutschland gibt es bereits eine Reihe von Projekten zum Öko-Audit im kommuna-
len Bereich.187 Das am größten angelegte, ist das Modellprojekt „Umweltmanagement 
in Kommunalverwaltungen“ der Landesanstalt für Umweltschutz (LfU) in Baden-
Württemberg. In den Kommunen Ulm (110.000 Einwohner), Kehl (32.000 Einwohner), 
Tenningen (13.000 Einwohner), Isny (14.000 Einwohner) und Leutkirch (23.000 Ein-
wohner) wurde die Eignung des Öko-Audits für Kommunen erprobt. Die Ergebnisse 
wurden für einen Praxisleitfaden „Umweltmanagement für kommunale Verwaltungen“ 
verwendet, der 1998 erschienen ist.188 Einige wichtige Ergebnisse des Modellprojektes 
sind bereits in die vorherigen beiden Abschnitte eingeflossen. Zum jetzigen Zeitpunkt 
wird, laut Auskunft des LfU, das Projekt „Öko-Audit in kleineren Kommunen“ (2.000-
10.000 Einwohner) durchgeführt. Bereits während der Projektdurchführung zeigt sich, 
daß der Leitfaden des LfU zu 70-80% auch auf kleinere Kommunen übertragbar ist. 189  
In Dresden wurde mit dem Projekt „Öko-Audit in Einrichtungen der Stadtverwaltung 
Dresden“ im November 1999 begonnen. Hier wird das Öko-Audit an drei Standorten 
durchgeführt: dem Ortsamt Klotzsche, dem Grünflächenamt und der 116. Mittelschule. 
Die Ergebnisse der ersten Phase – der Umweltprüfung - liegen für alle drei Einrichtun-
gen seit Ende November 1999 vor.190 
Praktische Erfahrungen zum Kommunalen Öko-Audit liegen auch in Großbritannien 
vor. Dort können sich seit dem Inkrafttreten des Gesetzes „The Voluntary Eco-
Management and Audit Scheme for Local Government“ (LA-EMAS) Kommunen und 
Verwaltungen (District- und County Councils) validieren und registrieren lassen.191 Es 
können sich sowohl einzelne als auch mehrere dieser Einheiten (sog. „operationale Ein-
heiten“) validieren und registrieren lassen. In dem LA-EMAS wird verlangt, daß diese 
„Operationalen Einheiten“ neben den direkten auch die indirekten Umweltauswirkun-
gen, also die kommunalen Handlungsfelder, zu betrachten haben. Entscheidend für den 
Ansatz in Großbritannien ist, daß sich die gesamte Stadtverwaltung zu einer Validierung 
                                                 
186 Vgl. LfU (Hrsg.) (1998), S. 12. 
187 z. B. Hannover (Umwelterklärung 1998 und 1999), Isny und Leutkirch (Umwelterklärung 1998 und 1999), Nürn-
berg, München, Dresden, Rostock. 
188 siehe dazu: LfU (1998). In Zusammenarbeit mit dem Institut für Energie- und Umweltforschung Heidelberg (I-
FEU) und der Planungsgruppe Ökologie und Umwelt Süd in Rottenburg. 
189 Auskunft vom 06.03.00, Gesprächspartner Hr. Oelsner, LfU (Abt. 2, Ökologie, Boden- und Naturschutz). In den 
Gemeinden Tenningen, Isny, Leutkirch liegen bereits Umwelterklärungen vor. Kehl und Ulm stehen kurz vor der 
Veröffentlichung. Von Hr. Oelsner wurde angemerkt, daß es derzeit eine Vielzahl weiterer Öko-Audit-Projekte in 
Baden-Württemberg gibt, z. B. ein Projekt für einen Landkreis, das das Öko-Audit im Rahmen der Lokalen Agen-
da 21 im Konvoi-Verfahren in mehreren kleinen Kommunen gleichzeitig einführt. Jedoch werden die Ergebnisse 
immer erst mit Abschluß der Projekte veröffentlicht, so daß momentan keine neueren Veröffentlichungen vorlie-
gen. 
190 Vgl. Europäisches Institut für postgraduale Bildung an der TU Dresden e.V. (EIPOS) (Hrsg.) (1999). 
191 Vgl. BENTLAGE, J. (1998), S. 30 f. 
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verpflichtet, auch wenn anfangs nur einzelne „Operationale Einheiten“ validiert wer-
den.192 
In der Praxis hat sich gezeigt, daß der Aufwand für ein Öko-Audit in der Kommunal-
verwaltung nicht unterschätzt werden darf. Bei kleinen Kommunen ist ein Öko-Audit in 
der Kommunalverwaltung sicherlich relativ schnell und einfach durchführbar. Mit zu-
nehmender Größe der Kommune steigt auch der Koordinations-, Informations- und Per-
sonalaufwand.193 Jedoch zeigt sich, daß in den größeren Kommunen zuerst einmal eini-
ge ausgewählte Einrichtungen oder Teilstandorte betrachtet werden, um dann die Er-
gebnisse auf die anderen Einrichtungen der Kommune übertragen zu können.194 Wenn 
am Ende ein Öko-Audit für die gesamte Kommune steht, ist diese Vorgehensweise zu 
empfehlen. 
4.2.7 Bewertung des Kommunalen Öko-Audit 
Die vielen Projekte auf kommunaler Ebene in Deutschland zeigen, daß das Öko-Audit 
als Managementsystem aus der Wirtschaft grundsätzlich für Kommunen anwendbar ist. 
Es ist erkennbar, daß die Durchführung um so einfacher ist, je kleiner die zu untersu-
chenden Einheiten sind. Als mögliche Gründe hierfür werden die noch vergleichsweise 
inflexibleren Verwaltungsstrukturen in großen Kommunen aber auch das zum Teil aus-
geprägte Bereichsdenken und die geringe Förderung von Eigeninitiative in traditionel-
len Verwaltungsstrukturen genannt.195 Durch eine verstärkte Motivation muß deshalb 
eine Identifikation der Mitarbeiter mit dem Öko-Audit in der Kommune entstehen. Eine 
Unterstützung des Projektes durch die Mitarbeiter kann nur erreicht werden, wenn auch 
die Leitungsebene (Verwaltungsspitze und Ratsvorsitzender) deutlich zeigt, daß das 
Öko-Audit „auf der Tagesordnung“ der Kommune steht. Die schon erwähnte Bildung 
von übergreifenden Projektteams, aber auch eine ständige Information (Grünes Brett, 
Beiträge in der Mitarbeiterzeitung, Umwelttip des Monats) können für die Motivation 
der Mitarbeiter Hilfestellung leisten.196 
Betont werden in den Projekten die Möglichkeit des systematischen Aufrollens des 
Umweltschutzes in der Verwaltung, also die Zielsetzung und anschließende Maßnah-
menplanung, das Aufdecken von Kostensenkungspotentialen und die Förderung der be-
reichsübergreifenden Zusammenarbeit. Dies sind Vorteile, die auch im privatwirtschaft-
lichen Bereich genannt werden.197 Die starke Handlungsorientierung macht das Öko-
Audit zu einem handhabbaren Managementsystem in der Verwaltung. 
Eine wichtige Rolle für die Kommunen spielt die Schaffung einer Vorbildwirkung ge-
genüber anderen kommunalen Akteuren, v. a. der Wirtschaft. Dafür muß eine konse-
quente Öffentlichkeitsarbeit geleistet werden. Gerade durch die Verbindung zur Lokalen 
Agenda 21 und ihren Kommunikationsinstrumenten (Bürgerforen, Runde Tische etc.) 
                                                 
192 Vgl. RIGLAR, N. (1997), S. 311 ff. 
193 Vgl. OELSNER, G. (1998), S. 57. 
194 Vgl. Beispiel Dresden. 
195 Vgl. FRINGS, E. (1998), S. 73. 
196 Vgl. LfU (Hrsg.) (1998), S. 13. 
197 Vgl. BÜLTMANN, A.; WÄTZOLD, F. (1999), S. 33 ff. 
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kann das eher nach innen gerichtete Öko-Audit auch der breiteren Öffentlichkeit vermit-
telt werden.198 
Abschließend kann festgestellt werden, daß das Kommunale Öko-Audit den Teil des in 
dieser Arbeit definierten Umweltmanagements bedient, der Umweltschutzziele in die 
Planung, Durchführung und Kontrolle der Aktivitäten der Kommunalverwaltung einbe-
zieht. Das kommunale Öko-Audit im originären Sinne betrachtet also die internen Akti-
vitäten der Verwaltung und ihre direkten Umweltauswirkungen. Das kommunale Öko-
Audit bietet von seiner Struktur her zwar die Möglichkeit der Erfassung der indirekten 
Umweltauswirkungen (vgl. Abschnitt 4.2.4 und 4.2.5), jedoch besteht bei der Auswei-
tung des Kommunalen Öko-Audit, wie die praktischen Erfahrungen zeigen, noch Unter-
suchungsbedarf.  
Im nächsten Abschnitt wird ein Konzept vorgestellt, welches bereits durch seine Aus-
gangslage eine andere Ausrichtung erfährt, als das kommunale Öko-Audit. 
4.3 Kommunale Naturhaushaltswirtschaft 
4.3.1 Ausgangslage 
Die Charta von Aalborg199 war der Ausgangspunkt für das Konzept der Kommunalen 
Naturhaushaltswirtschaft (NHHW)200. In Abschnitt 1.14 heißt es dort: 201 
„Wir Städte und Gemeinden sichern zu, das gesamte verfügbare politische und planeri-
sche Instrumentarium für einen ökosystembezogenen Ansatz kommunaler Verwaltung 
zu nutzen. … Wir wollen neue Systeme der Kommunalen Naturhaushaltswirtschaft ein-
führen, um mit unseren natürlichen Ressourcen ebenso haushälterisch umzugehen wie 
mit unserer künstlichen Ressource ‚Geld‘.“ 
Durch die Kommunale NHHW soll die in Einzelaspekte zersplitterte Umweltpolitik in 
einen Rahmen gefaßt und der Umweltverbrauch der Kommune202 transparent gemacht 
werden. In ihrem Aufbau können vorhandene Instrumente, wie die kommunale Um-
weltverträglichkeitsprüfung, Umweltqualitätsziele oder Landschaftsplanung zusam-
mengeführt werden.203 
4.3.2 Zielstellung und Betrachtungsobjekt in der Kommunalen NHHW 
Das Hauptziel der Kommunalen NHHW ist die Aufstellung eines Naturhaushaltsplans 
in der Kommune, seine Verabschiedung durch den Gemeinderat und die anschließende 
Bilanzierung des tatsächlichen Umweltverbrauchs – also die Gewährleistung einer poli-
                                                 
198 Vgl. Abschnitt 4.1.3. 
199 Vgl. Abschnitt 3.5. 
200 Das Europasekretariat des International Council for Local Environmental Initiatives (ICLEI) erprobt das Konzept 
der Kommunalen NHHW in vier deutschen Pilotkommunen unter dem Namen ökoBudget®. Im folgenden wird 
jedoch der Begriff Kommunale NHHW verwendet. Auf das Demonstrationsvorhaben wird im Abschnitt 4.3.6 ein-
gegangen. 
201 Charta von Aalborg zitiert nach: OTTO-ZIMMERMANN, K. (1995), S. 248. 
202 Umweltverbrauch: durch in der Gebietskörperschaft ansässige Akteure verursachte Inanspruchnahme von Res-
sourcen. Vgl. ERDMENGER, C. (Hrsg.) (1998), S. 58. 
203 Vgl. HOLST-GLÖSS, P.; ERDMENGER, C. (1997), S. 7. 
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tischen Steuerung zur Bewirtschaftung natürlicher Ressourcen. Der Umweltverbrauch 
wird hierbei an mittel- und langfristigen Umweltzielen gemessen. Es muß normativ 
festgelegt und politisch beschlossen werden, welches Ausmaß an Umweltverbrauch in 
welcher Zeiteinheit für eine Kommune als hinnehmbar bewertet wird.204  
An anderer Stelle wurde bereits deutlich gemacht, daß in der kommunalen Umweltpoli-
tik zwar viele wirksame Einzelinstrumente (z. B. Umweltverträglichkeitsprüfung, In-
strumente der Umweltplanung) im Einsatz sind, daß jedoch ein „… übergreifendes Pla-
nungs- und Steuerungsinstrument (fehlt) …, mit dem kommunale Gebietskörperschaf-
ten das Postulat der Zukunftsbeständigkeit … auf ihrer Ebene in Grundsätze, Ziele, Re-
gelungs- und Maßnahmenprogramme übersetzen können.“205 Diese Schwachstelle 
möchte die Kommunale NHHW aufgreifen. Es geht jedoch nicht darum, mühsam etwas 
neues zu erfinden, sondern sich die Erfahrungen aus der kommunalen Verwaltung, ins-
besondere aus der Finanzhaushaltsplanung zu eigen zu machen.206 Die Analogien, die 
hierbei zwischen den Grundsätzen des Finanzhaushaltsplanes und den ökologischen 
Prinzipien der Kommunalen NHHW gesehen werden, sind in Abbildung 9 dargestellt.207 
Finanzhaushaltsplan Naturhaushaltsplan 
- Haushaltswahrheit und -klarheit - Transparenz und Verständlichkeit 
- Vorherigkeit - Vorsorgeorientierung 
- Wirtschaftlichkeit - ökologische Effizienz 
- Sparsamkeit - ökologische Suffizienz 
Abbildung 9: Die wichtigsten Parallelen zwischen Finanz- und Naturhaushaltswirtschaft 
(Quelle: ERDMENGER, C. (1996a), S. 49) 
Die Zielstellung der Kommunalen NHHW zeigt bereits, daß dieses Konzept in die Be-
trachtung „Kommune als umweltpolitischer Akteur“208 einzuordnen ist.  
Die Darstellung des Ablaufes der Kommunalen NHHW (Abschnitt 4.3.3) verdeutlicht, 
daß die „Kommunalverwaltung als Betrieb“ mit ihren direkten Umweltauswirkungen 
hier nicht betrachtet wird. Es geht vielmehr um die Planung und Steuerung der indirek-
ten Umweltauswirkungen der Kommune.  
Wenig untersucht wurde bisher die organisatorische Einbindung der Kommunalen 
NHHW und die Verbindung zur Diskussion um das Neue Steuerungsmodell.209 Die 
Kommunale NHHW lehnt sich zwar an die traditionellen Strukturen der Finanzhaus-
haltswirtschaft an, legt sich aber dennoch nicht auf die Kameralistik (also eine auf den 
                                                 
204 Vgl. EBENDA. 
205 OTTO-ZIMMERMANN, K. (1995), S. 249. 
206 Vgl. ERDMENGER, C (1996), S. 81. 
207 Vgl. ERDMENGER, C. (1996a), S: 49. Ausführlichere Beschreibung der Gemeinsamkeiten vgl. bei OTTO-
ZIMMERMANN, K. (1995), S. 254. 
208 Hier sei noch einmal an die Annahme bei der Betrachtung der “Kommune als umweltpolitischer Akteur” erinnert. 
In Abschnitt 4.1.1 Abbildung 6 hieß es: “Kommunen können durch freiwillige Selbstverwaltungsaufgaben 
/Eigenaktivitäten mit ihren Vorgaben und Vorhaben Einfluß auf die aktuelle und künftige Umweltsituation neh-
men”. 
209 Vgl. Wissenschaftlicher Beirat des Demonstrationsvorhabens Kommunale Naturhaushaltswirtschaft (2000), S.4; 
ERDMENGER, C. (Hrsg.) (1998), S. 11. 
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Vergleich mit dem Haushaltsplan ausgerichtete Rechnungslegung) fest.210 Die Schnitt-
stellen zwischen Kommunaler NHHW und Verwaltungsmodernisierung werden deshalb 
in Abschnitt 4.3.4 genauer untersucht. 
Das Verhältnis zur Lokalen Agenda 21 wird Thema des Abschnitts 4.3.5 sein, da bereits 
deren Bedeutung für ein kommunales Umweltmanagement angesprochen wurde. Zu-
nächst wird jedoch der Aufbau der Kommunalen NHHW dargelegt. 
4.3.3 Wesentliche Inhalte, Aufbau und Ablauf der Kommunalen NHHW 
Wesentliche Elemente der Kommunalen NHHW sind der Naturhaushaltsplan und die 
Naturhaushaltsrechnung. Der Kommunale Naturhaushaltsplan soll jährlich oder zwei-
jährlich von der Verwaltung aufgestellt, öffentlich ausgelegt und vom Gemeinderat ver-
abschiedet werden. Er setzt den Rahmen für den Umweltverbrauch in der Kommune 
über einen bestimmten Zeitraum und kann sich hierbei an der Haushaltsperiode der 
Kommune orientieren.211 
Der Ressourcen- bzw. Umweltverbrauch wird durch Umweltindikatoren angegeben und 
in physischen Einheiten ausgedrückt. Die Budgetgrenze – also das Maß, über das der 
Umweltverbrauch nicht hinaus wachsen soll – wird dabei von der gewünschten Um-
weltqualität vorgegeben. Der Naturhaushaltsplan und die für das Haushaltsjahr als Ab-
schlußrechnung zu erstellende Naturhaushaltsrechnung bauen also grundsätzlich auf der 
Entwicklung der Indikatoren auf. 212 Deshalb soll an dieser Stelle erläutert werden, was 
Indikatoren im Rahmen der Kommunalen NNHW wiedergeben. 
Indikatoren sind prinzipiell Kenngrößen, also z. B. physikalische Größen, Anteilswerte 
etc., die den Zustand eines größeren komplexen Systems veranschaulichen sollen. Indi-
katoren sind immer subjektiv und damit abhängig von der Übereinkunft derer, die sie 
aufstellen und benutzen.213 Bei einer Aufstellung eines Indikatorensystems für die 
Kommunale NHHW müssen die Indikatoren bestimmte Voraussetzungen erfüllen:214 
- Transparenz der Herleitung und Eindeutigkeit, d. h. die Indikatoren müssen soweit 
konkretisiert werden, daß eindeutig erkennbar ist, durch welche Meßwerte sie unter-
legt werden; 
- Verfügbarkeit der Daten, d. h. die benannten Indikatoren müssen mit Daten unter-
legt sein und die erforderlichen Berechnungen oder Erhebungen müssen seriös 
durchgeführt werden können; 
                                                 
210 Vgl. ROBRECHT, H.; STELZER, V. (1998), S. 185. 
211 Vgl. ERDMENGER, C. (1996), S. 47. 
212 Vgl. ERDMENGER, C. (Hrsg.) (1998), S. 10. Dieser Beitrag beschäftigt sich ausschließlich mit der Indiktor-
gestaltung in der Kommunalen NHHW und stellt diesbezüglich die Ergebnisse in den Pilotkommunen dar. 
213 Die Verwendung von Indikatoren beruht nicht darauf, daß sie am besten geeignet sind, objektive Aussagen über 
den Zustand eines Systems zu treffen, sondern darauf, daß Konsens darüber herrscht, daß sie dazu in der Lage sind. 
Vgl. EBENDA, S. 5. 
214 Vgl. EBENDA, S. 6 f. 
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- Vollständigkeit, d. h. die Vollständigkeit im Hinblick auf die Zielstellung muß wei-
testgehend gewährleistet sein.215 
Im Indikatorensystem der Kommunalen NHHW werden die folgenden Indikatoren ge-
bildet:216 
- Verbrauchsindikatoren, die den Umweltverbrauch abbilden, z. B. CO2-Emissionen 
pro Kopf in t. 
- Vermögensindikatoren, die das Kapital an Umweltgütern abbilden, z. B. Waldbe-
stand in ha. 
- Effizienzindikatoren, die aufzeigen, in welchem Verhältnis der Umweltverbrauch zur 
Befriedigung menschlicher Bedürfnisse steht, z. B. Energieverbrauch pro Arbeits-
platz in MWh. 
Die Einordnung der Indikatoren wird im Ablauf der Kommunalen NHHW deutlich. 
Nachdem also der Ratsbeschluß zur Durchführung der Kommunalen NHHW vorliegt, 
werden folgende Schritte durchlaufen:217 
1. Schritt  Erhebung der Ausgangssituation 
Anhand der definierten Verbrauchsindikatoren wird der aktuelle Umweltverbrauch bzw. 
Umweltzustand der Kommune erfaßt. Hierbei wird soweit möglich auf vorhandene Da-
ten, z. B. aus kommunalen Umweltberichten oder aus der Landschaftsplanung, zurück-
gegriffen. 
2. Schritt Aufstellung des Naturhaushaltsplanes 
Durch die Feststellung maximaler Verbrauchsraten definiert die Kommune ihren „öko-
logischen Ausgabenrahmen“, also das Gesamtbudget, für das bevorstehende Haushalts-
jahr. Neben diesen Jahreszielen werden als Maßstab auch mittel- und langfristige Um-
weltziele beschlossen. Dies können lokale Umweltqualitätsziele, z. B. Luftqualität, aber 
auch an globalen oder überregionalen Notwendigkeiten orientierte Handlungs- oder Re-
duktionsziele, z. B. Reduktion von CO2-Emmissionen, sein. 
Das Gesamtbudget soll den Überblick über die Umweltsituation der Kommune liefern. 
Die Einzelbudgets treffen genauere Aussagen über die vorher festgelegten Problemfel-
der. Sie bilden eine Übersicht über die sektorale und räumliche Verteilung des im Haus-
haltsjahr festgelegten Umweltverbrauchs der Kommune. Auch sie werden durch Ver-
brauchsindikatoren unterlegt.218 
3. Schritt Beratung und Beschluß des Naturhaushaltsplanes 
Der Naturhaushaltsplan wird nach öffentlicher Vorstellung und Diskussion vom Rat be-
schlossen. Er ist als freiwillige Selbstbindung der Kommune anzusehen. Durch Verein-
                                                 
215 Wirkliche Vollständigkeit kann sicher niemals erreicht werden, jedoch muß ein Indikatorensystem mit Zielstel-
lung “Zukunftsbeständige Entwicklung” soziale, wirtschaftliche und ökologische Aspekte einbeziehen. Hierbei 
müssen aber Zielkonflikte berücksichtigt und gegeneinander abgewogen werden. Vgl. EBENDA, S. 7. 
216 Vgl. EBENDA, S. 7. 
217 Vgl. im folgenden ROBRECHT, H.; STELZER, V. (1998), S. 182 ff. 
218 Vgl. ERDMENGER, C. (Hrsg.) (1998), S. 58. 
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barung sollen darüber hinaus weitere kommunal bzw. regional relevante Akteure in das 
Verfahren einbezogen werden, mit dem Ziel, daß auch sie sich dem Naturhaushaltsplan 
verpflichtet sehen. 
4. Schritt Ausführung des Naturhaushaltsplanes 
Während des Haushaltsjahres wird die Ausführung bzw. Einhaltung des Naturhaushalts-
planes durch Führung von „ökologischen Konten“ kontrolliert. Instrumente der Um-
weltbeobachtung und -überwachung sowie der Abschätzung von Umweltfolgen werden 
für die Umwelt- und Leistungsrechnung eingesetzt. Es wird überprüft, ob sich geplante 
Programme, Projekte und Maßnahmen in dem festgelegten Budgetrahmen bewegen. 
Maßnahmen, die unvermeidbar sind, deren Umweltverbrauch aber über den Rahmen 
des ökologischen Gesamtbudgets hinausgehen, bedürfen einer öffentlich-politischen 
Abwägung und Rechtfertigung und einer gesonderten Genehmigung. 
5. Schritt Naturhaushaltsrechnung 
Zum Abschluß des Haushaltsjahres wird die Naturhaushaltsrechnung für die einzelnen 
ökologischen Konten erstellt. Sie stellt den tatsächlichen Umweltverbrauch im vergan-
genen Haushaltsjahr dar und vergleicht diesen mit dem im Gesamtbudget geplanten 
Ausgaberahmen.219 Neben den Jahresrechnungen enthält sie zur Erläuterung sektorale 
und räumliche Übersichten, eine Vermögensübersicht und eine Umwelt-Leistungs-
Rechnung. 
Die Vermögensübersicht stellt dabei das auf dem Gemeindegebiet quantifizierbare Na-
turkapital dar, also den Zustand der natürlichen Ressourcen einer Kommune, und ist mit 
den Vermögensindikatoren unterlegt. Die Umwelt-Leistungs-Rechnung ist der Teil der 
Naturhaushaltsrechnung, der die Bedürfnisbefriedigung als Gegenleistung für Umwelt-
verbrauch und Umweltbelastung darstellt. Sie gibt Auskunft über die Effizienz kommu-
naler Aktivitäten. Dafür werden Effizienzindikatoren eingesetzt.220 
Die Naturhaushaltsrechnung bietet somit die Möglichkeit zur Überprüfung und Neufest-
legung des Naturhaushaltsplanes für Verwaltung und Politik und soll außerdem öffent-
lich bekanntgegeben werden. Abbildung 10 zeigt den Ablauf des Naturhaushaltszyklus 
noch einmal als Überblick. 
                                                 
219 Vgl. EBENDA. 
220 Vgl. EBENDA. 
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Abbildung 10: Der Haushaltszyklus der Kommunalen Naturhaushaltswirtschaft 
(Quelle: ERDMENGER, C. (1996), S.47) 
Nachdem nun die Elemente der Kommunalen NHHW dargestellt wurden, sollen die 
Schnittstellen zur Verwaltungsmodernisierung untersucht werden. Denn die kommunale 
Naturhaushaltswirtschaft greift in Strukturen der kommunalen Verwaltung und muß 
deshalb mit der Neuorientierung in der Kommunalpolitik abgestimmt sein. 
4.3.4 Kommunale Naturhaushaltswirtschaft und Verwaltungsmodernisierung 
Als vorrangiges Ziel der Kommunalen NHHW wird die politische Steuerung der Be-
wirtschaftung natürlicher Ressourcen gesehen. Dabei sollen die umweltpolitische Ziel-
setzung und Kontrolle durch den Rat aber auch die Umweltplanung und der Vollzug 
durch die Verwaltung erleichtert werden. Der Rat bestimmt politisch das „Was“ des 
Kommunalen Naturhaushaltsplans.221 Somit ist hier bereits eine Forderung des Neuen 
Steuerungsmodells einbezogen. 
Die Kommunale NHHW erfaßt weniger den organisatorischen Verwaltungsbereich, als 
vielmehr die oben angesprochene Steuerung im politisch-administrativen System.222 
Deshalb ist bis jetzt auch die organisatorische Einbindung der Kommunalen NHHW 
kaum untersucht worden. In Heidelberg, einer der Pilotkommunen des Demonstrations-
vorhabens223, wurde die Kommunale NHHW direkt in den Prozeß der Verwaltungsmo-
dernisierung einbezogen. So wurde für die Umsetzung des organisatorischen Ablaufs 
des Naturhaushaltszyklus ein dezernatsübergreifendes Projektteam gebildet. Die Lei-
tung hat dabei das Dezernat für Umwelt und Energie (in Vertretung der Oberbürger-
meisterin). Eingebunden in das Projektteam sind das Amt für Umweltschutz und Ge-
sundheitsförderung (Koordination), das Personal- und Organisationsamt mit der Zentra-
len Controlling-Stelle, das Amt für Stadtentwicklung und Statistik, das Kämmereiamt, 
das Stadtplanungsamt, das Vermessungsamt, das Landschaftsamt, das Amt für Abfall-
                                                 
221 Vgl. ERDMENGER, C. (1998), S. 59.  
222 Vgl. HOLST-GLÖSS, P.; ERDMENGER, C. (1996), S. 17. 
223 Wie auch im Abschnitt 4.2 bei der Darstellung des Kommunalen Öko-Audits werden wichtige praktische Erfah-
rungen zum besseren Verständnis benutzt. Das Demonstrationsvorhaben wird in Abschnitt 4.3.6 dargestellt. 
 
Kommunales Umweltmanagement: 
Theoretische Anforderungen und Einordnung vorhandener Ansätze 
49
wirtschaft und Stadtreinigung und die Heidelberger Versorgungs- und Verkehrsbetrie-
be.224 
Ein neues und zugleich integriertes Umweltmanagementsystem zur Bewirtschaftung der 
natürlichen Ressourcen muß sich in den Prozeß der kommunalen Verwaltungsmoderni-
sierung einordnen, Synergien ergeben sich hier bei Elementen wie der Budgetierung, 
der Entwicklung von Kennzahlen bzw. Indikatoren, dem Berichtswesen und dem Cont-
rolling.225 Die Indikatoren und Kenngrößen können zur Bewertung von Verwaltungs-
leistungen herangezogen werden. Die Kommunale NHHW kann somit die ökologische 
Lücke des Neuen Steuerungsmodells ausfüllen, indem zur Neuen Steuerung der Kom-
munen eine Nachhaltigkeitssteuerung zukunftsbeständiger Kommunen hinzukommen 
könnte.226 
4.3.5 Kommunale Naturhaushaltswirtschaft und Lokale Agenda 21 
Stärker diskutiert wird die gute Eignung der Kommunalen NHHW zur Einbindung in 
die Lokale Agenda 21. Das liegt vor allem daran, daß eine Verknüpfung der Kommuna-
len NHHW und der Lokalen Agenda 21 konzeptionell gewollt ist. Die stärkere Verknüp-
fung des eher basisorientierten Lokalen Agenda 21-Prozesses mit der Kommunalen 
NHHW kann zu Synergien führen. Diese sind sowohl für den weiteren methodischen 
Erkenntnisgewinn als auch für die Erhöhung von Transparenz und Akzeptanz beider 
Ansätze wichtig.227  
Der Entwicklung und Anwendung kommunaler Indikatoren und Ziele wird in der Loka-
len Agenda 21 große Bedeutung zur Umsetzung der konsultativ entwickelten Leitbilder 
beigemessen. Für die Indikatoren im Bereich Umwelt kann die Kommunale NHHW ei-
ne methodische Hilfe durch klar und einheitlich strukturierte, nach Umweltproblembe-
reichen gegliederte Indikatorensysteme anbieten. Zwar sind in der Kommunalen 
NHHW noch keine sozialen oder ökonomischen Kennzahlen erfaßt. Einen Ansatzpunkt 
bietet jedoch die Umwelt-Leistungs-Rechnung, indem sie wirtschaftliches Handeln und 
Lebensqualitäten der Nutzung natürlicher Ressourcen gegenüberstellt.228 
Ein sehr gutes Beispiel für die Verbindung zwischen Lokaler Agenda 21 und der Kom-
munalen NHHW ist Bielefeld. Dort wird schon bei der Aufstellung des Indikatorensys-
tems darauf geachtet, daß neben den Fachbereichen der klassischen Umweltverwaltung 
auch andere Dienststellen an der Auswahl der Indikatoren und der Aufstellung der Ziel-
werte beteiligt sind. Zusätzlich werden die Indikatoren mit Vertretern verschiedener 
Disziplinen der Universität Bielefeld aber auch mit Vertretern der Fraktionen diskutiert. 
Parallel dazu wird der Bielefelder Naturhaushaltsplan mit Verbänden aus Wirtschaft, 
Bürgerschaft, Kirche und Umweltschutz beraten.229 
                                                 
224 Vgl. SCHALLER, T. (2000), S. 11. 
225 Vgl. Wissenschaftlicher Beirat des Demonstrationsvorhabens Kommunale Naturhaushaltswirtschaft (2000), S. 4. 
226 Vgl. EBENDA. 
227 Vgl. EBENDA, S. 8. 
228 Vgl. EBENDA, S. 9. 
229 Vgl. STELZER, V.; WORMS, E.; BECKER, A. (1998), S. 26. 
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Die Kommunale NHHW kann also zur Motivation der Akteure im Rahmen der Lokalen 
Agenda 21 beitragen, wenn bei der Aufstellung und Überprüfung des Naturhaushalts-
planes alle Akteure zusammenarbeiten. Der Naturhaushaltsplan wird als ideale Grund-
lage für Konsultationsprozesse mit allen Akteuren gesehen.230 Allerdings muß ein länge-
rer Zeitraum für die Aufstellung des Planes vorgesehen werden. 
4.3.6 Praktische Beispiele – Das Demonstrationsvorhaben des ICLEI 
Im März 1996 startete ICLEI mit dem Demonstrationsvorhaben in den drei Städten Bie-
lefeld, Dresden, Heidelberg sowie dem Landkreis Nordhausen. Darin sollte das Konzept 
der Kommunalen NHHW in vier Projektphasen erprobt und bis zur allgemeinen An-
wendungsreife entwickelt werden.231 
Die erste Phase beinhaltet die Erfassung der Rahmenbedingungen in den Partnerkom-
munen, die Einrichtung des Projektes und die Entwicklung eines Modells der NHHW 
für die Teilnehmerstädte sowie erste Schritte zu seiner konkreten Umsetzung. In der 
nachfolgenden Projektphase II erarbeitet jede Teilnehmerstadt einen Kommunalen Na-
turhaushaltsplan, der in den Gremien des Gemeinderates (bzw. Kreistags) und mit Inte-
ressengruppen beraten und im Gemeinderat verabschiedet wird. In der Projektphase III 
werden die jeweiligen Haushaltspläne ausgeführt und ihre Einhaltung überwacht. In der 
abschließenden Projektphase IV wird der tatsächliche Umweltverbrauch der Kommune 
im abgelaufenen Naturhaushaltsjahr bilanziert. Die Erfahrungen der vorangegangenen 
Projektphasen werden zusammengefaßt und der Öffentlichkeit zur Verfügung gestellt.232 
Bis Ende März 2000 soll die letzte Phase des Demonstrationsvorhabens abgeschlossen 
werden. Die Erfahrungen zur Umsetzung der Naturhaushaltswirtschaft unter den unter-
schiedlichen Bedingungen in den Pilotkommunen sollen in ein „Handbuch der Kom-
munalen Naturhaushaltswirtschaft“ einfließen und in einer abschließenden Tagung der 
Fachöffentlichkeit präsentiert werden.233 In dieser Arbeit werden beispielhaft Stand und 
Ergebnisse des Projektes in Dresden dargestellt.234 
In Dresden ist der Naturhaushaltsplan nach Kategorien der Umweltvorsorge gegliedert. 
Es werden drei umfassende Zielbereiche kommunaler Umweltvorsorge formuliert: 
I Gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse durch hohe Umweltqualität 
II Sicherung einer hohen Ressourceneffizienz in den stadtfunktionalen Bereichen 
- Energiedienstleistungen 
- Flächennutzung bzw. -dienstleistungen 
- Stoffstrom- und Abfallwirtschaft 
- Wasserwirtschaft und Gewässerschutz 
- Mobilität 
                                                 
230 Vgl. ROBRECHT, H.; STELZER, V. (1998), S. 183. 
231 Vgl. ERDMENGER, C. (1996), S. 85. 
232 Vgl. EBENDA. 
233Vgl. EBENDA. Die Tagung wird Ende März 2000 stattfinden, so daß die abschließenden Ergebnisse aller Pilot-
kommunen noch nicht in diese Arbeit einfließen können. 
234 Vgl. zu folgenden Ausführungen FRENZEL, F. (1999), S. 3. 
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III Sicherung und Entwicklung der Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes und der 
Nutzungsfähigkeit aller Naturgüter 
Diesen drei Zielbereichen werden die o. g. Umweltindikatoren (Verbrauchsindikatoren, 
Vermögensindikatoren, Effizienzindikatoren) zugeordnet. Außerdem wurde in Dresden 
zur besseren Vermittlung der im Gesamtbudget abgebildeten Inhalte gegenüber der Poli-
tik ein zweites Indikatorensystem entwickelt. Diese Stadtentwicklungsindikatoren sollen 
den Zusammenhang zwischen Reduktionsabsichten bei der Inanspruchnahme der natür-
lichen Ressourcen (z. B. Abnahme der Versiegelungsintensität) und der Gewährleistung 
und Verbesserung städtischer Funktionen (z. B. Bereitstellung von qualitativ hochwerti-
gen Wohnbaustandorten) wiedergeben.235 Bei der Auswahl der Indikatoren wurden vor-
handene städtische Datenbestände aus dem Umweltinformationssystem (UIS) und dem 
Geographischen Informationssystem (GIS) sowie Kenntnisse anderer Verwaltungs- und 
wissenschaftlicher Institutionen weitgehend genutzt.236 
Seit Dezember 1999 liegt für Dresden die Naturhaushaltsrechnung für das Haushaltsjahr 
1998/1999 vor (siehe Anhang). Ende März 2000 sollen die Naturhaushaltsrechnung und 
der Abschlußbericht des Demonstrationsvorhabens für Dresden dem Stadtrat zur Dis-
kussion vorgelegt werden. Erste Ergebnisse können jedoch aus dem bisherigen Stand 
abgeleitet werden.237 
Bei der Indikatorenbildung zeichnen sich methodische und organisatorische Schwierig-
keiten ab, die sich bei einer Verwendung von Daten aus zwei Kalenderjahren ergeben. 
Indikatoren für den Anteil des Jahres 1999 am Naturhaushaltsjahr (1.10.98 – 30.9.99) 
liegen erst Mitte März vor. Außerdem wurden gerade anspruchsvolle Zielwerte, wie 
Flächenversiegelung oder modal split238 bei weitem nicht erreicht. Das Verschlechte-
rungsverbot für die Inanspruchnahme natürlicher Ressourcen konnte jedoch bei einigen 
Indikatoren eingehalten werden. 239 
Zum Abschluß des Projektes wird von den Koordinatoren eingeschätzt, daß den Indika-
toren bzw. den Zielwerten und Zielausrichtungen keine besondere, richtungsweisende 
Bedeutung innerhalb des politischen und des Verwaltungshandelns beigemessen wurde. 
Die Umsetzung des Dresdner Naturhaushaltsplans hat die notwendige Bekanntheit und 
Reife im politisch-administrativen System nicht erreicht. Es fehlt eine entsprechende 
Unterstützung durch die Leitungsebenen, um die konsequente Durchführung in der 
Verwaltungspraxis sicherstellen zu können. Permanente Haushaltsdebatten und -
eingriffe sowie Prestige- oder andere dringlich zu bearbeitende Vorhaben gehen zu Las-
ten einer kontinuierlichen Verfolgung von Umwelt- und Stadtentwicklungszielen.240 
Für die Fortführung der Naturhaushaltsrechnung in Dresden wird entscheidend sein, ob 
dem Stadtrat der politische Anspruch und die Steuerungsrelevanz der gewählten Indika-
                                                 
235 Vgl. EBENDA, S. 2. 
236 Vgl. FRENZEL, F.; SOCHER, W. (1998a), S. 19 f. 
237 Vgl. FRENZEL, F. (1999) 
238 Verteilung des gesamten Verkehrsaufkommens auf die verschiedenen Verkehrsträger (ÖPNV, Fußgänger, motori-
sierter Verkehr, etc.). 
239 Vgl. FRENZEL, F. (1999), S. 2. 
240 Vgl. EBENDA. 
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toren und ihrer Zielbestimmungen für die kommunale (Verwaltungs-)Praxis vermittelt 
werden kann.241 
4.3.7 Bewertung der Kommunalen Naturhaushaltswirtschaft 
In der Darstellung der Kommunalen NHHW wurde deutlich, welche Rolle die Steue-
rung und Kontrolle durch das politisch-administrative System in einem kommunalen 
Umweltmanagement einnehmen soll. Die Kommunale NHHW betrachtet jedoch – wie 
auch das Kommunale Öko-Audit - nur einen Teil des in dieser Arbeit definierten kom-
munalen Umweltmanagements: die „Kommune als umweltpolitischen Akteur“. Eine 
verläßliche Anwendung im Verwaltungsalltag ist nicht ausreichend geregelt, da sich die 
Betrachtung der organisatorischen Einbindung bisher nur auf die Anlehnung an die 
Strukturen, die im Finanzhaushaltsplan geschaffen wurden, bezieht.242 
Nach Meinung der Verfasserin kann eine wirkliche Maßnahmenplanung erst nach Be-
endigung des ersten Naturhaushaltszyklus einsetzen, so daß mit dem Abschluß des De-
monstrationsvorhabens auch die Diskussion über die organisatorischen Auswirkungen 
einer Naturhaushaltsrechnung geführt werden sollte.243 Dabei kann das Verfahren der 
Kommunalen NHHW seinen theoretischen Anspruch als Steuerungs- und Kontrollin-
strument eines kommunalen Umweltmanagements praktisch unter Beweis stellen.244 
In der Einbeziehung der Ideen des Neuen Steuerungsmodells werden keine konzeptio-
nellen Probleme gesehen.245 Mit der Bewertung der Produkte kann die Kommunale 
NHHW eine Hilfestellung bei der Betrachtung der „Kommunalverwaltung als Betrieb“ 
leisten. Allerdings sind damit noch nicht alle direkten Umweltauswirkungen des Betrie-
bes „Kommunalverwaltung“ erfaßt. Zum Beispiel wird in der Kommunalen NHHW 
nicht betrachtet, welcher Ressourcenverbrauch bei den Verwaltungseinheiten selbst an-
fällt. Darin wird eben auch nicht die Aufgabe der Kommunalen NHHW gesehen.246 
Ebenso kann die Repräsentativität der Indikatoren für den Umweltverbrauch der Kom-
mune angezweifelt werden. Jedoch gibt es, wie oben bereits erläutert, kein „richtiges“ 
oder „falsches“ Indikatorensystem, denn bereits in der Auswahl der Indikatoren liegt ei-
ne Wertung. Damit das kommunale Indikatorensystem auch für die politisch-
administrative Leitungsebene handhabbar ist, sollten nicht unendlich viele Indikatoren 
eingefügt, sondern bei deren Auswahl Prioritäten gesetzt werden.247  
Die Kommunale NHHW entspricht also dem o. g. Kommunalen Umweltmanagement 
nur zu einem Teil. Jedoch kann es in diesem Rahmen als Steuerungs- und Kontrollin-
strument genutzt werden. Die praktische Umsetzung wird zeigen, ob die politische Ebe-
                                                 
241 Vgl. EBENDA, S. 3. 
242 Vgl. ERDMENGER, C. (1998), S. 58. 
243 Vgl. auch Wissenschaftlicher Beirat des Demonstrationsvorhabens (2000), S. 3: “Damit die politischen Gremien 
ihre Entscheidungsfunktion adäquat wahrnehmen können, müssen sowohl Berichterstattung als auch Controllingin-
strumente entsprechend implementiert werden. Dazu sind entsprechende verwaltungsintern verbindliche Vereinba-
rungen erforderlich.” 
244 Vgl. FRENZEL, F.; SOCHER, W. (1998a), S. 22. 
245 Vgl. ERDMENGER, C. (1998), S. 61. 
246 Vgl. EBENDA, S. 60. 
247 Vgl. EBENDA, S. 59. 
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ne sich das Instrument aneignet und ob die Kommunale NHHW als steuernder Teil ei-
nes Kommunalen Umweltmanagements auch in anderen Kommunen anwendbar sein 
wird. Auch wurde bisher nicht auf rechtliche Fragen in Verbindung mit dem Naturhaus-
haltsplan eingegangen. Hier sind insbesondere die Verbindlichkeit und die damit ver-
bundenen rechtlichen Spielräume eines Naturhaushaltsplanes zu untersuchen.248 
Hierfür muß die entsprechende Diskussion, die im Anschluß an die Veröffentlichung des 
Abschlußberichtes im März 2000 hoffentlich auch in der Fachpresse einsetzen wird, 
weiter beobachtet werden. 
4.4 Zusammenfassende Gegenüberstellung von Kommunaler NHHW 
und Kommunalem Öko-Audit 
Bei der Bewertung der beiden Ansätze wurde deutlich, daß sie jeweils nur einen be-
stimmten Bereich des kommunalen Umweltmanagements betrachten - das Öko-Audit 
eher den Bereich der “Kommunalverwaltung als Betrieb“ und die Kommunale NHHW 
den Bereich der „Kommune als umweltpolitischen Akteur“. Beim Kommunalen Öko-
Audit kann eine Ausweitung des Bereiches durch die Einbeziehung der Handlungsfelder 
der Kommune erreicht werden. 
Zur Gegenüberstellung der beiden Ansätze sind in der Literatur bis auf die Untersu-
chung von HOLST-GLÖSS & ERDMENGER 249 keine weiteren vorhanden.250 Während für 
das Öko-Audit außerdem Erfahrungen aus der Privatwirtschaft herangezogen werden 
können, vor allem im Managementbereich, ist die Kommunale NHHW ein System, daß 
neu eingeführt und erprobt werden muß. Abbildung 11 stellt die wichtigsten in dieser 
Arbeit beschriebenen Aussagen gegenüber. Es soll jedoch daraus kein Stellenwert des 
Öko-Audit und der Kommunalen NHHW abgeleitet werden, sondern vielmehr unter-
sucht werden, ob und wie sich beide Systeme ergänzen könnten. 
                                                 
248 Vgl. hierzu einen ersten Diskussionsbeitrag von ERBGUTH, W.; STOLLMANN, F. (1999). Ein Naturhaushalts-
plan kann zwar in einer Satzung verbindlich (Innenwirkung) festgeschrieben werden, jedoch geht nach wie vor 
Bundes- und Landesrecht vor. Zum Beispiel, wenn ein Bauvorhaben durch §§30ff BauGB genehmigt ist, jedoch 
nach dem Naturhaushalt eine Flächenversiegelung für dieses Haushaltsjahr nicht mehr möglich wäre, muß die 
Kommune das Bauvorhaben trotzdem zulassen. 
249 HOLST-GLÖSS,P.; ERDMENGER, C. (1997). 
250 Nach Meinung der Verfasserin liegt dies vor allem daran, daß die beiden Ansätze, wenn sie in der Kommune an-
gewandt werden, oft unter der Federführung unterschiedlicher Bereiche stehen. Vgl. Stadt Dresden: Das Projektbü-
ro des ICLEI und die Koordniation des Demonstrationsvorhabens Kommunale NHHW sind im Amt für Umwelt 
und Kommunalwirtschaft angesiedelt (Ansprechpartner: Hr. Frenzel), während die Durchführung des Öko-Audits 
im Amt für Wirtschaftsförderung koordiniert wird (Ansprechpartner: Hr. Opitz). 
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 Kommunales Öko-Audit Kommunale NHHW 
Zielstellung: - Schaffung eines Umwelt-
managementsystems zur 
kontinuierlichen Verbesse-
rung des Umweltschutzes in 
Organisationen251  
- Systematische Verbesse-
rung der kommunalen Um-
weltpolitik durch Erfassung, 
Steuerung und Kontrolle des 
Umweltverbrauchs einer 
Kommune  
Betrachtungsbereich: - originär: Kommunalver-
waltung als Betrieb 
- erweitert: Kommune als 
umweltpolitischer Akteur 
- Kommune als umweltpoli-
tischer Akteur 
- zielorientierte Steuerung aller umweltrelevanten Handlungen 
und kontinuierliche Verbesserung der Umweltsituation 
Steuerung und Kontrolle 
durch das politisch-








tiger Ziele für das Gebiet der 
Kommune 
- keine Handlungsanweisun-
gen für die administrative 
Ebene 
- Teil des Gesamtsystems, 
das auf der Basis vorhan-
dener Strukturen die Um-
setzung der selbstgesetzten 
Umweltziele garantiert 
- paßt sich in die gegebenen 
Verwaltungsstrukturen ein 
durch Anlehnung an die or-
ganisatorischen Komponen-
ten der Finanzwirtschaft, er-
zeugt aber neue Verwal-
tungsabläufe  
Integration in das administ-
rative System: 
- die zielbezogene Berück-
sichtigung im Ge-
schäftsprozeß zieht eine 
Schaffung entsprechender 
Strukturen nach sich (z. B. 
Umweltmanagementbeauf-
tragter) 
- der Managementgedanke ist 
bisher nicht untersucht wor-
den 
Öffentlichkeitsbeteiligung - Standortbezogene Unter-
richtung der Öffentlichkeit 




rung und Umweltbericht 
- Veröffentlichung der Zah-
lenäquivalente ist möglich, 
sieht aber keine Kommunika-
tionsmittel, wie Umweltbe-
richte o.ä., vor 
 - Beteiligung der Bürger über die gewählten Ratsgremien 
- Beteiligung der Öffentlichkeit kann durch den Lokalen Agenda 
21-Prozeß gefördert werden 
- präventiver Charakter beider Systeme unterstützt die Zielset-
zung des Prozesses (Nachhaltigkeitsprinzip) 
Verhältnis zur Lokalen  
Agenda 21: 
- originäre Zielrichtung ist 
nicht direkt auf das Nachhal-
tigkeitsprinzip ausgerichtet 
- die Zielerreichung ist trans-
parent gemacht und zukünf-
tiges Handeln ist steuerbar 
                                                 
251 Nach Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 Art. 2j) wird das Unternehmen als die Organisation gesehen, die die Be-
triebskontrolle an einem gegebenen Standort insgesamt ausübt. 
 
Kommunales Umweltmanagement: 
Theoretische Anforderungen und Einordnung vorhandener Ansätze 
55
- geht auf Aspekte der Res-
sourcenschonung durch eine 
gute Bewirtschaftung ein 
- durch mittelfristige Umwelt-
ziele und Umweltindikatoren 
ist im Prinzip eine Steue-
rungsvorgabe und auch eine 
Kontrolle durch Soll-Ist-
Abgleich für die Umweltdi-
mension im Lokalen Agenda 
21-Prozeß möglich 
- Ziel ist lediglich, die Um-
weltleistung zu erhöhen; 
die Umweltziele müssen 
sich nur nach dem wirt-
schaftlich Möglichen und 
technisch Machbaren richten
- Verzicht auf die Inanspruch-
nahme von Ressourcen ist 
direkt vorgesehen (Suffi-
zienz) 
Verfahren und Methoden: - es ist ein Soll-Ist-Abgleich vorgesehen, um den Zielerrei-
chungsgrad eines selbstvorgegebenen Zieles zu dokumentieren 
- zur Erreichung des Zieles, den Umweltverbrauch und die Um-
weltauswirkungen zu erfassen, werden z. B. Umweltindikatoren 
und Umweltqualitätsziele genutzt 
- die methodische Gestaltung ist frei wählbar 
 
- sieht zur Erfassung des Um-
weltzustandes eine Stoff- 
und Energieanalyse für den 
Standort vor 
- als Datengrundlage zur Er-
fassung der Umweltsituation 
sind theoretisch die vorhan-




- Gestaltung (einfache Be-
standsaufnahme, Ökobilanz) 
hängt von der Zielstellung 
der Organisation ab 
- eine Ökobilanz wäre prak-
tisch hilfreich, da in dem 
jährlichen Zyklus der 
NHHW eine Reihe von Be-
rechnung nötig sind 
 
Abbildung 11: Vergleich Kommunales Öko-Audit und Kommunale NHHW 
(Eigene Darstellung) 
Zusammenfassend kann gesagt werden, daß durch die Kommunale NHHW eine Steige-
rung der Transparenz der Umweltsituation der gesamten Kommune vor allem durch den 
Aufbau eines Umweltindikatorensystems erreicht wird. So kann die Kommunale 
NHHW bei der Erstellung der Umweltleitlinien (im Sinne von Umweltpolitik) aber 
auch der Umweltziele im Rahmen des Öko-Audits einen Beitrag leisten. Denn die Dar-
stellung der Umweltsituation der Kommune ist Voraussetzung für die Erstellung der 
Umweltleitlinien im Kommunalen Öko-Audit.252 
Gleichzeitig kann die Kommunale NHHW auf Informationen aus dem Öko-Audit, ins-
besondere aus der Umwelt(betriebs)prüfung253 zurückgreifen und diese bei der Erstel-
lung der Naturhaushaltsrechnung verwenden. Ebenso steht die o. g. stärkere Hand-
lungsorientierung nach der EG-Öko-Audit-VO nicht im Widerspruch zur Kommunalen 
NHHW. Durch das regelmäßige Überprüfen der Zielerreichung nach dem Naturhaus-
haltsplan sind noch keine Verantwortlichkeiten in der Organisation benannt. Der Aufbau 
                                                 
252 Vgl. HOLST-GLÖSS, P.; ERDMENGER, C. (1997), S. 20. 
253 Eine Umweltbetriebsprüfung nach der EG-Öko-Audit VO (EWG) Nr. 1836/93 Art.2 f) ist: “… ein Management-
instrument, das eine systematische, dokumentierte, regelmäßige und objektive Bewertung der Leistung der Organi-
sation, des Managements und der Abläufe zum Schutz der Umwelt umfaßt …”. 
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des Umweltmanagementsystems im Kommunalen Öko-Audit kann hier mit einer An-
knüpfung an die Kommunale NHHW Hilfestellung leisten (vgl. Abbildung 12).254 
Wird also die regelmäßige Überprüfung der „Zielerreichung“ nach dem Naturhaushalts-
plan mit der Festlegung von Maßnahmen und Verantwortlichkeiten in den einzelnen Be-
reichen, so wie es EG-Öko-Audit-VO vorsieht, verknüpft, so trägt das zu einer erhöhten 
Transparenz der Umweltsituation und der umweltrelevanten Aktivitäten bei und stärkt 
die kommunale Umweltpolitik.255 
Auch liegt das Zusammenspiel des Kommunalen Öko-Audit und der Kommunalen 
NHHW im Sinne der Verwaltungsmodernisierung. Die Kommunale NHHW zeigt auf, 
„was“ zu tun ist und unterstützt damit die Steuerung und Kontrolle im politisch-
administrativen System. Das Kommunale Öko-Audit zeigt den Weg, „wie“ der Kom-
munale Naturhaushaltsplan durchzuführen ist, übernimmt also die Managementfunktion 
im administrativen Bereich für das kommunale Umweltmanagement.256 
Ein kommunales Umweltmanagement, das bei Planung, Durchsetzung und Kontrolle 
der kommunalen Aktivitäten in allen Bereichen Umweltschutzziele zur Vermeidung und 
Verminderung der Umweltbelastungen und zur Sicherung der Daseinsvorsorge berück-
sichtigt, sollte also diese beiden in der Praxis erprobten Systeme verbinden, da eine 
größtmögliche Erfassung der Betrachtungsbereiche erreicht werden kann. Die Untersu-
chung der Ergänzungsmöglichkeiten beider Systeme sollte deshalb in der Praxis voran-
getrieben werden.257 















= Ablauf des Kommunalen Öko-Audit
= Verknüpfung von Kommunalem Öko-Audit und kommunaler NHHW  
Abbildung 12: Zusammenspiel von kommunaler NHHW und Kommunalem Öko-Audit 
(Quelle: HOLST-GLÖSS, P.; ERDMENGER, C. (1997), S. 23 mit eigenen Änderungen) 
                                                 
254 Vgl. HOLST-GLÖSS, P.; ERDMENGER, C. (1997), 20. 
255 EBENDA, S. 21. 
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5 Schlußfolgerungen und Ausblick 
In dieser Arbeit sollte deutlich werden, welche theoretischen Anforderungen sich aus 
Struktur und Entscheidungsprozeß der Kommune für ein kommunales Umweltmanage-
ment ergeben, das bei Planung, Durchsetzung und Kontrolle der kommunalen Aktivitä-
ten in allen Bereichen Umweltschutzziele zur Vermeidung und Verminderung der Um-
weltbelastungen und zur Sicherung der Daseinsvorsorge einbezieht. Die vorhandenen 
Ansätze sollten nach diesen Anforderungen eingeordnet und bewertet werden. 
Es hat sich gezeigt, daß einem kommunalen Umweltmanagement aufgrund der Struktur 
der Kommune unterschiedliche Betrachtungsweisen und damit auch unterschiedliche 
Zielsetzungen zugrunde gelegt werden können. Dabei wurde ein kommunales Umwelt-
management im engeren Sinne definiert, welches die „Kommunalverwaltung als Be-
trieb“ betrachtet. Hierbei hat sich das Öko-Audit als in der Praxis anwendbar gezeigt. 
Ein Umweltmanagement im weiteren Sinne, so wurde festgelegt, muß die kommunalen 
Handlungsfelder mit einbeziehen, also zusätzlich die „Kommune als umweltpolitischen 
Akteur“ betrachten. Während das Kommunale Öko-Audit sich als handlungsorientiert 
und auf die Organisation hin ausgerichtet darstellt, ist die Kommunale NHHW eher als 
Planungs- und Steuerungsinstrument - jedoch mit Verfahrenscharakter - für die Kom-
mune als umweltpolitischen Akteur zu sehen. In dieser Arbeit wurde für ein umfassen-
des kommunales Umweltmanagement die Verknüpfung der zwei in der Praxis vorhan-
denen Ansätze – Kommunales Öko-Audit und Kommunale NHHW vorgeschlagen. Je-
doch besteht noch Untersuchungsbedarf, z. B. hinsichtlich der Maßnahmenplanung vor 
allem für die Kommunale NHHW oder auch der Rechtsverbindlichkeit der Ansätze. 
Auch eine Abstimmung zwischen den Praxisprojekten ist notwendig um die Verknüp-
fung untersuchen zu können. Welche Ausrichtung das kommunale Umweltmanagement 
letztendlich in der Praxis erfährt, ist in hohem Maße abhängig von den Entscheidungs-
trägern und wie sie sich im politisch-administrativen System profilieren können.258  
Des weiteren wurde festgelegt, daß sich ein kommunales Umweltmanagement gerade 
wegen seines strukturellen Anspruchs an Modernisierungsbestrebungen in der Verwal-
tung orientieren sollte. Hierbei hat sich gezeigt, daß Elemente aus dem Neuen Steue-
rungsmodell durchaus helfen können, den Umweltschutz als Querschnittsaufgabe in das 
Zielsystem der Kommune zu integrieren. Jedoch wird auch im kommunalen Umwelt-
management deutlich, daß die „Neuordnung“ der Rollenverteilung zwischen Rat und 
Verwaltung Schwierigkeiten in sich birgt, die in beiden Bereichen parallel untersucht 
werden sollten. Da ein kommunales Umweltmanagement nur eine freiwillige Aufgabe 
der Kommune im Rahmen ihrer Selbstverwaltung sein kann, ist für seine Umsetzung 
die Unterstützung durch den Rat notwendig. Die Parteien und die einzelnen Politiker 
versuchen jedoch, vor allem solche Themen und Probleme im Rat durchzusetzen, die 
ihnen Wählerstimmen bei der Bürgerschaft bringen. In den letzten Jahren ist es daher 
schwieriger geworden, den Umweltschutz neben Themen, wie Arbeitslosigkeit, auf die 
                                                 
258 Vgl. QUANTE, M.; SCHWARZ, M. (1996), S. 103. 
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Tagesordnung zu bringen und innovative Konzepte umzusetzen.259 Gerade in Städten, 
wie Dresden oder Heidelberg, in denen die zwei vorgestellten Ansätze unabhängig ne-
beneinander laufen, wäre interessant, wie sich die politische Stimmung auf die Umset-
zung solcher Konzepte, wie das kommunale Umweltmanagement, auswirkt. 
Als neue Aufgabe der Kommune im Rahmen der Umweltpolitik wurde die Lokale A-
genda 21 angeführt. Hierbei werden der integrative Ansatz der Lokalen Agenda 21 und 
ihre starke Basisorientierung als Chancen für das kommunalen Umweltmanagement ge-
sehen, den Kurs einer dauerhaft umweltgerechten Entwicklung in der Kommune mitzu-
gestalten. Vor allem die innovative Methodik der Lokalen Agenda 21 in Bezug auf die 
Nutzung von Kommunikationsinstrumenten zur Einbindung anderer kommunaler Ak-
teure kann Synergien zwischen beiden Prozessen schaffen und die Kommunalverwal-
tung durch ihre Rolle als Initiator des Lokalen Agenda 21-Prozesses in ihrer Position 
gegenüber anderen Akteuren stärken.  
„Für eine mittel- und langfristig wirksame problemadäquate kommunale Umweltpolitik 
wird ausschlaggebend sein, ob und wie es den unterschiedlichen Akteuren und Interes-
senverbänden auf kommunaler Ebene gelingt, ihre Planungsmaximen und Politikin-
strumente auf Umweltverträglichkeit zu überprüfen und untereinander eine neue Be-
zugs- und Politikfähigkeit zu entwickeln.“260 
                                                 
259 In einer Umfrage der Forschungsgruppe Wahlen vom November 1998 war Umweltschutz nur für 8% der Befrag-
ten eines der wichtigsten Themen im Gegensatz zu Arbeitslosigkeit (85%) oder Renten (14%). Vgl. o.V. (1999), S. 
9. 
260 QUANTE, M.; SCHWARZ, M. (1996), S. 40. 
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